
 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 4.7.2024, über die Sitzung (3/2024) 

des Gemeinderates Tiefgraben. 

 

Tagungsort:   Bauernmuseum Mondseeland, Hilfberg 6, 5310 Tiefgraben 
 

Dittlbacher Johann ÖVP – anwesend 

Pfeffer DI Hans-Peter ÖVP – anwesend 

Steinbichler Alexander ÖVP – entschuldigt fern geblieben 

Lackner Karl ÖVP – anwesend 

Pöllmann Daniel ÖVP – anwesend 

Winkler Christian ÖVP – anwesend 

Ehrschwendtner Hubert ÖVP – anwesend 

Sperr DI Gerhard ÖVP – anwesend 

Schwaighofer Judith ÖVP – anwesend 

Taubenberger-Schiwietz Wilma ÖVP – anwesend 

Parhammer Johann ÖVP – anwesend 

Wieneroither August ÖVP – anwesend 

Landauer   Manuel ÖVP – anwesend 

Haider  Marianne FPÖ – anwesend 

Stabauer Wolfgang FPÖ – anwesend 

Haider Mag. Harald FPÖ – anwesend 

Maier Johann SPÖ + UM – anwesend 

Putz Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Machatschek Andreas SPÖ + UM – anwesend 

Widlroither Ing. Michael SPÖ + UM – anwesend 

Buchsteiner Ing.  Margarete Die Grünen – entschuldigt fern geblieben 

Maletzky  Eva Die Grünen – anwesend 

Mayr-Daringer Mag. Susanne Die Grünen – anwesend 

Löberbauer-Purer Mag. Dr. Elisabeth Die Grünen – anwesend 

   

 

Als Ersatzmitglieder sind anwesend: Walter Traschwandtner (ÖVP), Mag. Johann Kogler (Die 

Grünen) 
 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 24 
 

Zuhörer: 14 
 

Beginn:   19.00 Uhr 

 



3/1/2024 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 

a) diese Sitzung innerhalb der gesetzlichen Frist ordnungsgemäß einberufen wurde, 

b) die Verständigung zu dieser Sitzung erfolgte, 

c) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,  

e) die Verhandlungsschrift der GR-Sitzung vom 21.3.2024 (Nr. 2/2024) während der Sitzung zur 

Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

f) zum Schriftführer VB Hubert Daxner bestellt wird, 

g) die Verhandlungsschrift der heutigen Sitzung von folgenden Parteienvertretern unterfertigt wird:  

ÖVP:           Christian Winkler 

SPÖ + UM:        Johann Maier 

Die GRÜNEN:  Ing. Margarete Buchsteiner 

FPÖ:            Marianne Haider 

 

Tagesordnung 

 

Bürgermeister Johann Dittlbacher teilt mit, dass er die Reihenfolge der Tagesordnung wie folgt ändert:  

Die Tagesordnungspunkte 2 – 4 werden vorgezogen, Tagesordnungspunkt 1 tritt an die 4. Stelle. Ab 

Punkt 5 bleibt die Tagesordnung unverändert. 
 

Vor Behandlung des Tagesordnungspunktes 1 stellt Bgm. Johann Dittlbacher gem. § 53 Abs. 2 Oö. 

GemO den Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit. Er begründet dies mit den laufenden 

Erhebungen in dieser Angelegenheit, deren inhaltliche Veröffentlichung die rechtlichen und 

finanziellen Interessen der Gemeinde gefährden würde. 

Beschluss: 22 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Ehrschwendtner, 

GR Winkler, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Parhammer, GR Landauer, 

GR Pöllmann, GR Schwaighofer, Ersatz-GR Traschwandtner, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-Daringer, GR 

Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler, GV Maier, GR Machatschek, GR Ing. Widlroither, 

GR Putz, GR M. Haider; eine Gegenstimme: GR Stabauer; eine Enthaltung: GR Mag. H. Haider. 

Die Zuhörer werden vom Vorsitzenden aufgefordert, den Saal zu verlassen. 

 

1) Aktueller Stand Kindergarten / Krabbelstube; Information 

Zu diesem Punkt wird eine gesonderte Verhandlungsschrift erstellt. 

 

2) Verlangen gem. § 46 (2) Oö. GemO, GR Andreas Machatschek zum Gegenstand 

„Halbzeitbilanz unter dem Blickfeld abgehandelter Gemeindeprojekte insb. dem Neubau 

der Krabbelstube und der Kindergartenerweiterung“ 

GR Andreas Machatschek hat im Sinne der Bestimmung des § 46 Abs. 2 OÖ. GemO zum Gegenstand 

„Halbzeitbilanz unter dem Blickfeld abgehandelter Gemeindeprojekte insb. dem Neubau der 

Krabbelstube und der Kindergartenerweiterung“ am Gemeindeamt fristgerecht nachfolgendes 

Verlangen um Aufnahme in die Tagesordnung eingebracht.  



 

 

Das Recht der Berichterstattung über diesen Verhandlungsgegenstand steht dem Antragsteller zu (§ 46 

Abs.2 letzter Satz Oö. GemO). 

 

 
 

GR Andreas Machatschek eröffnet seine Ausführungen damit, dass die Halbzeit der 

Gemeinderatsperiode Anlass gewesen sei darüber nachzudenken, wie sich die politische Situation  

 



 

 

darstelle und welcher Umgang zwischen den politischen Vertretern gepflegt werde. Sein Resümee: Seit 

Beginn der Periode würden SPÖ und die Grünen von ÖVP und FPÖ, zwischen die kein Blatt Papier passe,  

über den Tisch gezogen. Diese beiden Fraktionen würden allein aufgrund ihrer Mehrheit die Richtung 

vorgeben, ohne sich inhaltlich mit den anstehenden Themen zu beschäftigen. „Zusammenarbeit sieht 

anders aus“, so Machatschek. 

Die Kostensteigerungen beim Neubau der Krabbelstube und der Sanierung des Kindergartens seien ein 

Sinnbild für das Wirken der beiden Fraktionen. Es fehle an offener und ehrlicher Kommunikation, es 

werde falsch bzw. gar nicht informiert, jegliche Kontrolle werde abgelehnt. Um das Vorhaben zu 

finanzieren, müssten drei Millionen Euro an Rücklagen entnommen werden, wodurch sich die 

Gemeinde um jeglichen finanziellen Spielraum für die Zukunft bringe. Leidtragende seien die Vereine 

und Feuerwehren, auch für andere Vorhaben (Straße, Musikschule, Reinhaltungsverband etc.) werde 

kein Geld mehr da sein, so Machatschek. Zudem komme der Prüfungsausschuss seinen Aufgaben nicht 

nach, Sitzungen würden abgesagt und Prüfungsanträge vom Obmann behindert. Im Gemeinderat 

wurde die Einsetzung eines Kontrollgremiums zum Krabbelstuben-/Kindergartenbau abgelehnt. 

Weiterer Kritikpunkt: Manche Mandatare würden den Eigennutz vor das Wohl der Gemeinde stellen. 

Als Beispiel nennt Machatschek das Widmungsanliegen von Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer für ein 

Ärztezentrum. Machatschek richtet an Bgm. Johann Dittlbacher die Frage, welche Leistungen der 

Vizebürgermeister in den vergangenen drei Jahren im Sinne der Gemeinde erbracht habe; Dittlbacher 

antwortet, die Leistungen seien überschaubar gewesen. Weiters ersucht Machatschek den 

Bürgermeister um Antwort auf die Frage, wie er die Unterstützung des Vizebürgermeisters während 

seiner (des Bürgermeisters, Anm.) Krankheitsphase erlebt habe; diese habe es gegeben, so Dittlbacher, 

aber nicht im erhofften Umfang. Als Beispiel nennt er ein Bauvorhaben, wo bis zum Tag vor der 

Bauverhandlung nicht klar gewesen sei, ob er vom Vizebürgermeister vertreten werden könne oder 

nicht. Nach diesen Ausführungen reißt den GR Christian Winkler und Hubert Ehrschwendtner der 

Geduldsfaden: Sie werfen Bürgermeister und SPÖ ein abgekartetes Spiel vor und sprechen von 

öffentlicher Hinrichtung. GR Andreas Machatschek betont, er sei am Wort, und die Wahrheit werde 

zumutbar sein. Wissen möchte Machatschek von Bgm. Dittlbacher auch, ob die Situation aufs Amt 

abfärbe. Es sei schwierig, so Dittlbacher, weil es zu Loyalitätskonflikten kommen könne. Zu guter Letzt 

erkundigt sich Machatschek, ob mit dem Land aufgrund der Mehrkosten die Fördersituation 

besprochen worden sei; er habe mit Landeshauptmannstellvertreterin Haberlander gesprochen, auch 

die Bildungsdirektion sei informiert. Erst müsste die Sache aber aufgebarbeitet werden, so der 

Bürgermeister. 

ÖVP und FPÖ seien für die derzeitige Malaise verantwortlich, fasst Machatschek zusammen. GV 

Johann Maier wirft dem Vizebürgermeister „untragbares Verhalten“ vor, er nütze seine Funktion nur 

im Eigeninteresse. „Wir sprechen dem Vizebürgermeister hiermit das ausdrückliche Misstrauen aus“, 

so Maier. 

GR (und Prüfungsausschussobmann) Mag. Harald Haider (FPÖ) sagt, ein wie von der Opposition für den 

Kindergaren-/Krabbelstubenbau gefordertes Kontrollgremium sei in der Gemeindeordnung nicht 

vorgesehen und eine Einrichtung ohne Konzept, ohne Plan und ohne Kompetenz. Der Vorwurf, er habe 

eine der fünf jährlich vorgeschriebenen Sitzungen des Prüfungsausschusses nicht durchgeführt, sei 

richtig; er habe aber schon mehrmals die Beweggründe dafür dargelegt und sei es leid, dies immer  



 

 

wieder zu tun. „Wenn das jemand intellektuell nicht auf die Reihe bringt, kann ich ihm auch nicht 

helfen.“ Und nicht er, sondern eine Mehrheit des Prüfungsausschusses habe den jüngsten Antrag 

abgelehnt, so GR Mag. Haider weiter. Bauausschussobmann GR Hubert Ehrschwendtner (ÖVP) weist 

den Vorwurf, gewisse Personen bevorzugt zu behandeln, zurück. Im Bauausschuss werde tolle Arbeit 

geleistet; dass der beim Termin mit den Fachdienststellen des Landes anwesende Vizebürgermeister 

sein eigenes Vorhaben zur Sprache bringe, könne nicht ihm angekreidet werden. Er sei davon 

ausgegangen, dass der Vizebürgermeister in offizieller Vertretung des Bürgermeisters anwesend sei 

und habe keinerlei Bedenken gehabt; nach den heutigen Ausführungen des Bürgermeisters sei dies 

offenkundig nicht der Fall gewesen. Ersatz-GR Mag. Johann Kogler (Die Grünen) sieht beim 

Vizebürgermeister einen „großen, blinden Fleck“, wenn es um dessen eigenes Grundstück gehe. Hier 

handle es sich um eine lupenreine Befangenheit, ihm (Vizebgm. Pfeffer) gehe es nur um den 

persönlichen Gewinn. „Wir haben schon sehr den Eindruck, dass du sehr auf deinen persönlichen 

Vorteil schaust.“ Im Bauausschuss sei nie erwähnt worden, dass es beim Ärztezentrum um das 

Grundstück des Vizebürgermeisters gehe. Wenn das Architekturbüro Pfeffer Aufträge in der Gemeinde 

Tiefgraben annehme, dann müsse der Vizebürgermeister sein Amt niederlegen; man brauche keinen 

weiteren Fall Riedl (Gde. Grafenwörth) oder einen wie in Wr. Neustadt. Wenn man eine Statistik 

erstellte, würde sich zeigen, dass Vorhaben von Personen mit Nähe zur ÖVP anders behandelt würden. 

„Wir als Grüne wünschen uns, wirtschaftliche und private Interessen von der Funktion zu trennen“, 

so Ersatz-GR Mag. Kogler. 

GR Ing. Michael Widlroither (SPÖ) pflichtet seinem GR-Kollegen Mag. Haider darin bei, dass ein wie 

vorhin erwähntes Kontrollgremium nicht in der Gemeindeordnung verankert sei. Das hindere aber den 

Gemeinderat nicht daran, ein derartiges Instrument ins Leben zu rufen; ÖVP und FPÖ würden aber 

lieber über die Opposition drüberfahren. Das bereits mehrmals erwähnte Ärztezentrum sei im 

Bauausschuss so präsentiert worden, als ob „jemand“ so etwas machen wolle, ohne konkreten Namen; 

es könne nicht sein, dass das Vorhaben von den Fachdienststellen bereits vorgeprüft werde, ohne dass 

jemand in den zuständigen Gremien etwas davon wisse, so GR Ing. Widlroither. Für GR Hubert 

Ehrschwendtner habe es sich lediglich um eine Vorinformation gehandelt und mögliche Standorte. GR 

Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer (Die Grünen) findet es irritierend, wie die Sache überhaupt 

angegangen werde: „Sollte man nicht zuerst prüfen, ob überhaupt Bedarf für ein Ärztezentrum 

besteht?“ 

GV Karl Lackner (ÖVP) versteht die Welt nicht mehr: Er habe sich um den Auftrag in Krabbelstube und 

Kindergarten bemüht, nach öffentlicher Ausschreibung den Zuschlag erhalten und die Arbeiten 

ordentlich abgewickelt. Den Vorwurf, sich bereichert zu haben, lasse er sich nicht gefallen. Darum gehe 

es gar nicht, sagt Ersatz-GR Mag. Kogler: Der Auftrag sei das eine, die Arbeit als Gemeindemandatar das 

andere.  Der ganzen Gemeinde wäre geholfen, wenn das Thema Befangenheit anders betrachtet würde. 

GR Mag. Harald Haider stellt den Antrag auf Ende der Debatte. 

Beschluss: 22 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider), GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Mayr-

Daringer; 2 Enthaltungen: GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler). 



3/3/2024 

 

3) Verlangen gem. § 46 (2) Oö. GemO, GR Susanne Mayr-Daringer zum Gegenstand „Ankauf 

zweier Schnuppertickets „Klimaticket Salzburg“ für Gemeindebürger:innen zum 

Ausleihen“ 

GR Susanne Mayr-Daringer hat im Sinne der Bestimmung des § 46 Abs. 2 OÖ. GemO zum Gegenstand 

„Ankauf zweier Schnuppertickets „Klimaticket Salzburg“ für Gemeindebürger:innen zum  Ausleihen“ 

am Gemeindeamt fristgerecht nachfolgendes Verlangen um Aufnahme in die Tagesordnung 

eingebracht.  

Das Recht der Berichterstattung über diesen Verhandlungsgegenstand steht der Antragstellerin zu (§ 

46 Abs.2 letzter Satz Oö. GemO). 

 

 

Ausschuss für Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanal der Gemeinde Tiefgraben 

 

VERLANGEN 

 

nach § 46/2 OÖ Gemeindeordnung 1990 auf Aufnahme des Antrags betreffend 

 

zweier kostenloser Schnuppertickets „KlimaTicket Salzburg“ für 

Gemeindebürger:innen zum Ausleihen 

 

in die Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung. 

 

 

Einleitung/ Begründung: 

Die Schnuppertickets sind übertragbare Jahreskarten des öffentlichen Personennahverkehrs. 

Grundsätzlich gelten die KlimaTickets Salzburg in allen SVV-Bahn- und Buslinien im gesamten 

Bundesland Salzburg mit zusätzlicher räumlicher Gültigkeit im oberösterreichischen Grenzgebiet, u.a. 

auch für einzelne Buslinien von und nach Mondsee. 

Mit diesen Tickets können die Gemeindebürger:innen die Vorteile des öffentliches Verkehrs 

kennenlernen und auch einmal das Auto stehen lassen. So können neue Fahrgäste für Bus und Bahn 

gewonnen werden, die auch einen Beitrag zum Klimaschutz leisten. 

Mit dem Online-Reservierungssystem auf schnupperticket.at wird dieser Service für 

Gemeindebürger:innen digital unterstützt. Sie können bequem von zuhause oder unterwegs 

nachsehen, ob das Ticket zum Wunschtermin noch frei ist bzw. die Schnuppertickets auch gleich 

online reservieren. Der Verwaltungsaufwand wird so reduziert und die Auslastung der Tickets erhöht, 

zum Wohle für unser gemeinsames Klima! 

Die Kosten für die Gemeinde betragen aktuell insgesamt EUR 960,00 pro Jahr (EUR 465,00 pro Ticket 

+ EUR 30,00 für das Online-Reservierungssystem schnupperticket.at).  



3/4/2024 

 

Antrag: 

Der Gemeinderat möge beschließen:  Der Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben fasst hiermit – auf 

Basis der am 14.03.2024 und 18.06.2024 im Ausschuss für Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanal 

besprochenen Bedingungen – den Beschluss, den Gemeindebürger:innen zwei kostenlose 

Schnuppertickets „KlimaTicket Salzburg“ zum Ausleihen zur Verfügung zu stellen.  

 

Für den Ausschuss zeichnet die Obfrau:  

 

 

Tiefgraben, am 20.06.2024    _____________________________________ 

      Mag. Susanne Mayr-Daringer  

 

 

 

GR Mag. Susanne Mayr-Daringer informiert, dass die Reservierung des Tickets telefonisch, per Mail 

oder über eine App erfolgen kann. Ziel ist, den Verwaltungsaufwand möglichst gering zu halten. Auch 

ist eine Obergrenze für die Nutzung festgelegt, pro Person kann das Ticket 7 Tage im Jahr ausgeliehen 

werden. Sollte die Fahrkarte zu spät zurückgegeben oder gar verloren werden, wird eine Gebühr fällig 

bzw. muss die Karte ersetzt werden. „Kompliment an die Antragstellerin“, äußert sich GR Mg. Harald 

Haider stellvertretend für alle Fraktionen zustimmend. 

GR Mag. Susanne Mayr-Daringer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Beschluss fassen -  

auf Basis der am 14.03.2024 und 18.06.2024 im Ausschuss für Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanal 

besprochenen Bedingungen – den Tiefgrabener Gemeindebürger:innen zwei kostenlose 

Schnuppertickets „KlimaTicket Salzburg“ zum Ausleihen zur Verfügung zu stellen.  

Beschluss: einstimmig 

 

4) Nachwahl in Ausschüsse 

Ing. Maximilian Schappelwein (Neos) hat mit Wirkung vom 16.4.2024 auf sein Mandat als Gemeinderat 

verzichtet; der einzig verbliebene Ersatz-Gemeinderat, Markus Schweighofer, hat die Berufung auf den 

Gemeinderatssitz nicht angenommen. 

Schappelwein war Obmann-Stv. im Prüfungsausschuss; da die Neos-Fraktion nicht mehr existent ist 

und keinen Wahlvorschlag für die Nachwahl einbringen kann, entscheidet der Gemeinderat, welcher 

Fraktion der Sitz zufallen soll.  

Für die Fraktion SPÖ + Um erhebt GV Johann Maier Anspruch auf die Stelle des Obmann-Stv. Seine 

Fraktion erfülle alle Voraussetzungen, die die Gemeindeordnung für eine Nachwahl vorsieht. Er stellt 

den diesbezüglichen Antrag und schlägt GR Ing. Michael Widlroither als Mitglied und Obmann-Stv. 

sowie Andreas Putz als Ersatzmitglied vor. GR Christian Winkler (Fraktionsobmann ÖVP) teilt mit, dass 

seine Fraktion der Meinung sei, der freie Sitz solle von der FPÖ nachbesetzt werden; für 

fraktionsübergreifenden Gespräche habe die Zeit gefehlt, für ihn stand im Vordergrund, erst die 

Stimmung in der eigenen Fraktion auszuloten, so Winkler. 

 



 

 

GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer sagt, aus ihrer Sicht sei eine logische Vorgehensweise und 

deshalb auch ihre Empfehlung, bei der Nachbesetzung das d´Hondtsche Verfahren zugrunde zu legen. 

Demnach würde der Sitz der SPÖ und in weiterer Folge den Grünen und dann erst der FPÖ zustehen. 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl hält dazu fest, dass der konkrete Fall anders gelagert sei, weil eben die 

anspruchsberechtigte Fraktion (Neos) nicht mehr existiere. Deshalb falle das Vorschlagsrecht dem 

gesamten Gemeinderat zu. 

GR Andreas Machatschek fragt, ob es möglich sei, die Anzahl der Mitglieder im Prüfungsausschuss bei 

sechs zu belassen. Das sei möglich, antwortet AL Mag. Günter Schardl, dafür sei eine Dreiviertel-

Mehrheit im Gemeinderat notwendig. 

GR Andreas Machatschek stellt daraufhin den Antrag, die Anzahl der Mitglieder im 

Prüfungsausschuss auf sechs zu reduzieren. 

Bgm. Johann Dittlbacher unterbricht die Sitzung, um den Fraktionen Gelegenheit zur Beratung zu 

geben. 

Beschluss Antrag GR Machatschek: 7 Jastimmen (GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, 

GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. Kogler); 15 

Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR Ehrschwendtner, 

GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Landauer, GR 

Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer); 2 Enthaltungen 

(GR Mag. H. Haider, GV Maier). 

Beschluss Gegenantrag GV Maier: 8 Jastimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. 

Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. 

Kogler); 16 Gegenstimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider). 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag an den Gemeinderat, dass der freie Sitz im 

Prüfungsausschuss der FPÖ-Fraktion zugewiesen wird. 

Beschluss: 16 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider); 8 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR 

Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, GR Mag. Mayr-Daringer, Ersatz-GR Mag. Kogler). 

 

Die FPÖ-Fraktion hat einen gültigen Wahlvorschlag für die Nachwahl zum Obmann-Stv. im 

Prüfungsausschuss, lautend auf Wolfgang Stabauer (Obmann-Stv.) und Thomas Strobl (Ersatzmitglied), 

eingebracht.  

Gemäß § 51 Abs. 4 GemO sind Wahlen in Ausschüsse oder Organe außerhalb der Gemeinde durch den 

Gemeinderat geheim mittels Stimmzettel durchzuführen, es sei denn, der Gemeinderat beschließt 

einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe.  

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag (an alle GR-Mitglieder), dass die folgenden Wahlen 

nicht geheim, sondern mit Handzeichen durchgeführt werden. 



3/5/2024 

 

Beschluss: 23 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR 

Mag. H. Haider, GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Ing. Widlroither, GR Maletzky, GR Mag. Dr. 

Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler); eine Enthaltung (GR Mag. Mayr-Daringer). Die Wahl hat 

in geheimer Abstimmung zu erfolgen. 

GV Marianne Haider stellt den Antrag an ihre Mitglieder, a) Wolfgang Stabauer zum Obmann-Stv. 

im Prüfungsausschuss und b) Thomas Strobl zum Ersatzmitglied zu wählen. 

Beschluss:  a) Wolfgang Stabauer Obmann-Stv.: einstimmig 

  b) Thomas Strobl Ersatzmitglied: mehrheitlich 

 

5) Verwendung Sonderbedarfszuweisungsmittel 2024; Beschlussfassung 

Die Oö. Landesregierung hat mit Beschluss vom 22.04.2024 die Richtlinie „Sonder-

Bedarfszuweisungsmittel 2024“ beschlossen. Das Land unterstützt mit dieser Maßnahme die 

Gemeinden im Jahr 2024 mit nicht rückzahlbaren Sonder-BZ in der Höhe von insgesamt Euro 50 Mio. 

Die Mittel, im Falle der Gemeinde Tiefgraben Euro 123.300, werden im Wege einer Direktzahlung zur 

Stärkung der Eigenmittel zur Verfügung gestellt. 

Die Verwendung der Mittel obliegt der Entscheidung des jeweiligen Gemeinderates.  

Bgm. Johann Dittlbacher schlägt vor, einen Teil der Mittel für das Projekt „Sanierung Außenflächen 

VS TiLo“ einzusetzen und den verbleibenden Betrag zur Stärkung des ordentlichen Haushaltes zu 

verwenden und stellt den diesbezüglichen Antrag. 

Beschluss: einstimmig 

 

6) RL zum Gebührenbremse – Gesetz; Mittelverteilung; Beschlussfassung 

Der Bund gewährte den Ländern im Jahr 2023 einen einmaligen Zweckzuschuss in Höhe von 150 

Millionen Euro zum Zweck der Finanzierung der Senkung von Gebühren für die Benützung von 

Gemeindeeinrichtungen und -anlagen, für die Wasserversorgung, für die Beseitigung von Abwasser 

und für die Müllabfuhr für das Jahr 2024. Die Oö. Landesregierung hat dazu eine RL für den 

Verteilungsvorgang an die Gemeinden und für die Verwendung der Mittel durch die Gemeinden 

erlassen. 

Die Mittel, im Falle der Gemeinde Tiefgraben Euro 67.348, sind in Form der Gewährung eines 

privatrechtlichen Zuschusses (Förderung) an die Gebührenpflichtigen zu verwenden, wobei die 

Aufteilung auf die mit Stichtag 01.06.2024 Gebührenpflichtigen zu erfolgen hat. Die Verteilung der 

Mittel erfolgt im Betrieb der Müllbeseitigung, wobei sich die Höhe der Förderung aus dem 

Gesamtbetrag, den die jeweilige Gemeinde aufgrund des Gebührenbremse-Gesetzes erhält, und aus der 

Anzahl der Gebührenpflichtigen in der Gemeinde ergibt.  

Die Gemeinde Tiefgraben hat sich dazu entschieden, allen Bürgern, Institutionen und Unternehmen, 

die Abfallgrundgebühr bezahlen, eine Förderung in gleicher Höhe zukommen zu lassen. Im konkreten 

Fall sind das Euro 34,95 je Gebührenzahler. 
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Aus Sicht der Gemeinde ist diese Vorgehensweise am treffsichersten und fairsten, weil sämtliche 

Gebührenzahler Abfallgrundgebühr zu entrichten haben und die Förderung damit jenen 

zugutekommt, die in aller Regel die Gebühren auch zu bezahlen haben. 

GV Karl Lackner stößt sich daran, dass auch Personen mit Zweitwohnsitz in den Genuss der Förderung 

kommen. Amtsleiter Mag. Günter Schardl hält dazu fest, dass die Richtlinie des Landes nicht auf 

Haupt- oder Zweitwohnsitz abstelle, sondern auf Gebührenzahler. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, die Verteilung der 

Mittel im Betrieb der Müllbeseitigung zu verwenden und jedem Gebührenzahler der Abfallgrund-

gebühr bezahlt, einen privatrechtlichen Zuschuss in Höhe von jeweils Euro 34,95 mittels Gutschrift 

auf der nächsten Vorschreibung anzuweisen. 

Beschluss: einstimmig 

 

7) Reinigung VS Tilo; Auftragsvergabe 

Auf Empfehlung der Prüfungsausschüsse Tiefgraben und St. Lorenz wurde die Reinigung der VS TiLo 

einer Evaluierung unterzogen und die Dienstleistung nach den Bestimmungen des BVergG 2018 

(Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung) österreichweit neu ausgeschrieben.  

Es haben (lediglich) zwei Unternehmen Interesse an einer Teilnahme am Bieterverfahren bekundet, 

wobei eine die Kriterien der Ausschreibungsbedingungen erfüllt hat. Die Firma Steiner & Praschl hat 

ein Angebot mit einer Jahres-Gesamtsumme von Euro 91.189,80 netto abgegeben.  

Berücksichtigt man den etwas erweiterten und konkretisierten Leistungsumfang beträgt die Ersparnis 

gegenüber den bisherigen Aufwendungen ca. eine Monatspauschale (bisherige jährliche 

Reinigungskosten: Euro 102.250 netto). 

GR Andreas Machatschek fragt, ob es sich um jene Firma handle, die schon bisher mit der Reinigung 

beauftragt war; dies wird von Bgm. Johann Dittlbacher bejaht. GR Hubert Ehrschwendtner sagt, er hätte 

sich Vergleichsangebote gewünscht. Amtsleiter Mag. Günter Schardl erklärt, aufgrund des geschätzten 

Auftragswertes habe die Ausschreibung (Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung) in 

elektronischer Form nach dem Bundesvergabegesetz erfolgen müssen. Jede Firma in Österreich habe 

die Chance gehabt, an der Ausschreibung teilzunehmen. Aufgrund der Art des gewählten 

Ausschreibungsverfahrens müsse dieses auch zu Ende geführt werden, und der Bieter habe das Recht, 

den Zuschlag zu erhalten, sofern die Kriterien erfüllt seien. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Dienstleistungsauftrag zur 

Reinigung der VS TiLo an die Firma Steiner & Praschl, Eduard-Haas-Straße 29, 4050 Traun vergeben. 

Beschluss: einstimmig 

 

8) Erlassung Feuerwehr-Gebührenordnung; Beschlussfassung 

Die vom Gemeinderat am 15.12.2016 beschlossene Feuerwehr-Gebührenordnung ist „in die Jahre 

gekommen“ und haben Erfahrungen aus der Praxis und Kostensteigerungen Änderungen erforderlich 

bzw. zweckmäßig gemacht. In diesem Zusammenhang hat die IKD in Zusammenarbeit mit dem Oö. 

Landesfeuerwehrverband ein neues Muster für eine Gebührenordnung erarbeitet.  

Diese Verordnung samt Anlage I mit den Gebührensätzen wird dem Gemeinderat vollinhaltlich zur 

Kenntnis gebracht und zur Beschlussfassung vorgelegt. Zusätzlich hat die Gemeinde gleichzeitig mit  



 

 

Vorlage der Gebührenordnung eine Erklärung abzugeben, welcher Kostendeckungsgrad mit den 

verordneten Gebühren für das vergangene Kalender-bzw. Finanzjahr erreicht wurde und welcher für 

die entsprechende Periode 2024 prognostiziert wird. 

Die Gemeinde Tiefgraben hat im abgelaufenen Finanzjahr 2023 aus den verordneten Gebühren im 

Bereich des Feuerwehrwesens einen Kostendeckungsgrad von unter 50 % erreicht und wird dies auch 

für das laufende Haushaltsjahr 2024 erwartet. 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Gemeinde Tiefgraben vom 04.07.2024 mit der eine Feuerwehr-

Gebührenordnung für die Gemeinde Tiefgraben erlassen wird. 

 

Auf Grund des § 6 Abs. 5 des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015 (Oö. FWG 2015), LGBl. Nr. 104/2014 idF des 

Landesgesetzes LGBl. Nr. 131/2021, und des § 17 Abs. 3 Ziffer 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024, 

BGBl. I Nr. 59/2024, wird verordnet:  

 

§ 1 

Allgemeine Bestimmungen 

 

(1) Diese Gebührenordnung beinhaltet die Gebühren für Einsatzleistungen der oberösterreichischen 

Freiwilligen Feuerwehren (im Folgenden kurz: Feuerwehr) bzw. für die Benutzung von 

Feuerwehreinrichtungen.  
 

(2) In Anlage I, Gebührengruppen A und B, sind Gebühren für Einsatzleistungen, darunter sind 

Arbeitsleistungen von Personal und die Verwendung von Fahrzeugen, Geräten, 

Ausrüstungsgegenständen, Fernmeldeeinrichtungen und dergleichen zu verstehen, festgelegt.  
 

(3) In Anlage I, Gebührengruppe C, ist die Gebühr für Brandmeldeanlagen festgelegt.  
 

(4) In Anlage I, Gebührengruppe D, sind die Gebühren für Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter 

festgelegt, die getrennt vorzuschreiben sind.  
 

(5) Falls dies erforderlich ist, kann sich die Feuerwehr bei der Erfüllung ihrer Aufgaben auch Dritter (in 

Form von Leistungen und Beistellungen) bedienen. In Anlage I, Gebührengruppe E, sind die Gebühren 

für diese Leistungen bzw. Beistellungen (wie Personal, Fahrzeuge, Anhänger, Werkzeuge, 

Ausrüstungsgegenstände, etc.) festgelegt, die nach konkretem Aufwand unter Berücksichtigung der 

Grundsätze der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit vorzuschreiben sind.  

 

§ 2 

Gebührenpflicht 

 

(1) Sofern nicht Gebührenfreiheit gemäß § 3 dieser Gebührenordnung vorliegt, sind die nach den 

einschlägigen Vorschriften des öffentlichen Rechts für Einsatzleistungen und für die Benutzung von  



 

 

Feuerwehreinrichtungen von Feuerwehren anfallenden Gebühren nach Maßgabe der 

Gebührengruppen A bis E in Anlage I dieser Gebührenordnung zu entrichten. 
 

(2) Die in Anlage I, Gebührengruppe B, Gebührenpositionen 12.01, 12.04 bis 12.08, angeführten 

Gebühren sind als Mindestgebühren zu verstehen. Bei Mehraufwand ist die Gebühr nach Anlage I, 

Gebührengruppe A, zu bemessen. 
 

(3) Die in Anlage I, Gebührengruppe C, Gebührenposition 13.01, angeführte Gebühr ist als 

Mindestgebühr zu verstehen. Bei Mehraufwand ist die Gebühr nach Anlage I, Gebührengruppe A, 

entsprechend der alarmplanmäßigen Ausrückung zu bemessen. 
 

(4) Für die im Rahmen von Einsätzen bei Bränden und zur Abwendung von Brandgefahr (§ 6 Abs. 1 Z 1 

und 2 Oö. FWG 2015) nach den Grundsätzen der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit verbrauchten 

Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter (z. B. Schaummittel, Löschpulver, Löschgase, Atemfilter, 

Atemluft, Bindemittel für Chemikalien, Öl usw.) sind jedenfalls Gebühren zu entrichten (vgl. § 6 Abs. 1 

letzter Satz Oö. FWG 2015). 

 

§ 3 

Gebührenfreiheit 

 

(1) Diese Gebührenordnung findet keine Anwendung:  

wenn die Feuerwehr zur erbrachten Dienst-, Sach-, oder Einsatzleistung auf Grund öffentlich-

rechtlicher Bestimmungen verpflichtet war und nach diesen Rechtsvorschriften ein Kostenersatz 

nicht vorgesehen ist (konkret gemäß § 6 Abs. 1 Oö. FWG 2015, wenn die Inanspruchnahme bei 

Bränden, zur Abwendung von Brandgefahr, bei Elementarereignissen zur Setzung von 

Erstmaßnahmen zur Abwehr von drohender und zur Beseitigung unmittelbarer Gefahr oder bei 

Unfällen und akuten Notfällen zur Rettung von Menschen und Tieren erfolgt), sofern nicht Abs. 2 

anzuwenden ist; 
 

bei einer Alarmierung aufgrund einer irrtümlich, im guten Glauben abgegebenen Meldung (Blinder 

Alarm).  
 

(2) Gebührenfreiheit besteht nicht bei Brandmelder-Fehl- oder Täuschungsalarm. Dafür ist eine gemäß 

§ 2 Abs. 3 zu bemessende Gebühr zu entrichten. 

  

§ 4 

Berechnungsgrundsätze 

 

(1) Die Berechnung der Gebühren für Einsatzleistungen (§ 1 Abs. 2) und für die Beistellung von 

Fahrzeugen, Geräten, Ausrüstungsgegenständen, Fernmeldeeinrichtungen und dergleichen (im 

Folgenden: Gegenstände) erfolgt grundsätzlich nach den in Anlage I, Gebührengruppen A und B, 

enthaltenen Gebührensätzen nach Maßgabe der folgenden Absätze.  

 

 



 

 

(2) Für die Arbeitsleistungen von Personal bzw. für die Bedienung von beigestellten Gegenständen ist 

die Gebühr gemäß Anlage I, Gebührengruppe A, Punkt 1, zu entrichten.  
 

(3) Bei der Beistellung von Gegenständen ohne Bedienungspersonal der Feuerwehr ist für die 

Berechnung der Gebühr jener Zeitraum maßgebend, in welchem der Benützer – ohne Rücksicht auf 

die tatsächliche Benützungsdauer – die beigestellten Gegenstände innehat.  
 

(4) Die Gebühr für die Beistellung von Gegenständen ist mit dem halben Neuwert des beigestellten 

Gegenstandes nach oben begrenzt, wenn dieser in unbeschädigtem Zustand zurückgestellt wird.  
 

(5) Bei gebührenpflichtigen Einsatzleistungen und Beistellungen von Gegenständen mit 

Bedienungspersonal sind die Wegzeiten vom Standort der Feuerwehr zum Einsatz- bzw. Beistellungsort 

und zurück in die für die Berechnung maßgebende Zeit einzubeziehen; ebenso Wartezeiten und 

sonstige Unterbrechungen oder Behinderungen, die durch Verschulden des Gebührenpflichtigen bzw. 

ihm zurechenbaren Personen entstehen.  
 

(6) Bei Verrechnung nach Stundensatz ist die Gebühr für die erste Stunde jeweils zur Gänze zu 

entrichten. Bei jeder weiteren angefangenen Stunde ist bei einer Dauer bis zu 30 Minuten die Gebühr 

für den halben Stundensatz, darüber hinaus für den vollen Stundensatz zu entrichten. Sieht Anlage I, 

Gebührengruppe A, neben den Stundensätzen auch die Verrechnung von Pauschalgebühren bzw. nach 

Tagessätzen vor, sind Einsatzleistungen bzw. Beistellungen bis zu vier Stunden nach den 

Stundensätzen, ab der angefangenen fünften Stunde jedoch nach der Pauschalgebühr bzw. dem 

Tagessatz (siehe Abs. 7) zu entrichten.  
 

(7) Die Pauschalgebühren der Gebührenpositionen der Anlage I, Gebührengruppe A, Punkte 2 und 4, 

gelten für einmalige zusammenhängende Leistungen innerhalb eines Zeitraumes von 12 Stunden; für 

die übrigen Gebührenpositionen gilt ein Zeitraum von 24 Stunden (Tagessatz). Bei Einsatzleistungen 

bzw. Beistellungen über die jeweilige Pauschalgebühr bzw. den jeweiligen Tagessatz hinaus erfolgt die 

Berechnung wie ab Beginn der Inanspruchnahme. Löst ein Feuerwehrfahrzeug ein anderes der 

gleichen Gebührenposition ab, erfolgt die Verrechnung so, als ob das Fahrzeug durchgehend in Betrieb 

gewesen wäre.  
 

(8) Werden Geräte und Ausrüstungsgegenstände von einem zu verrechnenden Einsatzfahrzeug – 

maßgebend ist der den Baurichtlinien des ÖBFV (Beschluss der Landes-Feuerwehrleitung) 

entsprechende Beladeplan, der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gebührenordnung gültig ist – 

entnommen, hat keine weitere Verrechnung zu erfolgen; ausgenommen davon sind Geräte nach 

Anlage I, Gebührengruppe A, Gebührenposition 2.15, und Verbrauchsmaterial nach Anlage I, 

Gebührengruppe D. Vom Feuerwehrfahrzeug zusätzlich mitgeführte Geräte und 

Ausrüstungsgegenstände sind jedoch nach Anlage I, Gebührengruppe A, zu verrechnen.  
 

(9) Die Gebühren sind nur für jene Mannschaften und Gegenstände sowie für jenen Zeitraum zu 

entrichten, in dem eine zwingende Notwendigkeit entsprechend den taktisch-technischen 

Dienstvorschriften der Feuerwehr für den Einsatz tatsächlich gegeben war.  

 

 



 

 

§ 5 

Reinigung und Wiederinstandsetzung 

 

(1) Für die Reinigung und Wiederinstandsetzung von Geräten und Ausrüstungsgegenständen 

einschließlich Schutzbekleidung nach besonderen Einsätzen, die über das normale Maß hinausgeht (z. 

B. bei Einsätzen mit gefährlichen Stoffen, bei Technischen Hilfeleistungen mit besonderer 

Schmutzbelastung), ist für den Personalaufwand eine Gebühr gemäß Anlage I, Gebührengruppe A, 

Punkt 1, Gebührenposition 1.01, sowie für aufgewendete Reinigungsmittel nach Gebührengruppe D, 

Gebührenposition 14.01, zu entrichten.  
 

(2) Erweist sich eine Reinigung oder Wiederinstandsetzung als technisch unmöglich oder 

unwirtschaftlich, insbesondere weil die Wiederinstandsetzungskosten den Wiederbeschaffungswert 

übersteigen, ist der Wiederbeschaffungswert zu entrichten.  

 

§ 6 

Sonstige Gebühren 

 

Für eine in Anspruch genommene Leistung, die in Anlage I nicht explizit angeführt ist, ist eine Gebühr 

unter Heranziehung einer vergleichbaren Leistung (insbesondere gleichwertiges Fahrzeug, ähnlicher 

Ausrüstungsgegenstand) zu entrichten.  

 

§ 7  

Entstehen des Abgabenanspruchs 

 

(1) Der Abgabenanspruch entsteht grundsätzlich mit Ablauf des Monats, in dem die Leistung in 

Anspruch genommen wurde.  
 

(2) Erstreckt sich die Inanspruchnahme der Leistung über mehr als einen Kalendermonat, entsteht der 

Anspruch erst mit Ablauf des Monats, in dem die Inanspruchnahme der Leistung endete.  
 

(3) Vor Erlassung eines Gebührenbescheides ist die Versendung einer formlosen Zahlungsaufforderung 

(Lastschriftanzeige) zulässig. 

 

§ 8 

Umsatzsteuer 

 

Die nach dieser Gebührenordnung ermittelten Gebühren unterliegen nicht der Umsatzsteuerpflicht. 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 

(1) Die Rechtswirksamkeit dieser Gebührenordnung beginnt mit dem auf den Ablauf der 

Kundmachungsfrist folgenden Tag. 



 

(2) Gleichzeitig tritt die Feuerwehr-Gebührenordnung vom 15.12.2016 außer Kraft. 

 

Der Bürgermeister 

Johann Dittlbacher  



 

Anlage I  
 

Gebührengruppe A 

Gebühren für Mannschaften, Fahrzeuge, Geräte, Ausrüstungsgegenstände und 

Fernmeldeeinrichtungen und dergleichen: 

 

1 Mannschaft  

   
Pos. Gegenstand EURO 

1.01 
Personalaufwand 

pro Person und Stunde 
32,40 

1.02 
Bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen Veranstaltungen 

pro Person und Stunde 
32,40 

1.03 
Kommissionsdienst von Mitgliedern der Feuerwehr 

pro Person und angefangener Viertelstunde 
17,30 

 

2 Fahrzeuge und Anhänger  

   
Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Pauschal-

gebühr 

2.01 Fahrzeuge bis 3,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 63,70 318,50 

2.02 
Fahrzeuge >3,5 bis 5,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen 

Sonderfahrzeuge) 
90,70 453,50 

2.03 
Fahrzeuge >5,5 bis 7,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen 

Sonderfahrzeuge) 
106,90 534,50 

2.04 
Fahrzeuge >7,5 bis 16 t Gesamtgewicht (ausgenommen 

Sonderfahrzeuge) 
122,00 610,00 

2.05 
Fahrzeuge >16 bis 18 t Gesamtgewicht (ausgenommen 

Sonderfahrzeuge) 
137,10 685,50 

 Sonderfahrzeuge:   

2.06 Wechselladefahrzeug ohne Kran 137,10 685,50 

2.07 Drehleiter DL(K) 18, DL(K) 25 159,80 799,00 

2.08 Drehleiter DL(K) 30, Teleskopmastbühne, Gelenkbühne 239,70 1.198,50 

2.09 

Gefährliche-Stoffe-Fahrzeug (GSF), Abrollbehälter Gefährliche Stoffe 

mit Wechselladefahrzeug, Abrollbehälter Dekontamination mit 

Wechselladerfahrzeug, Dekontaminationsanhänger mit LKW 

271,00 1.355,00 

2.10 
Öleinsatzfahrzeug, Abrollbehälter Öl mit Wechselladerfahrzeug, 

Rollcontainer OEF mit Transportfahrzeug 
248,40 1.242,00 

2.11 Atemschutzfahrzeug, Atemluftfahrzeug, Tauchfahrzeug 228,90 1.144,50 

2.12 Universallöschfahrzeug, Großtanklöschfahrzeug 197,60 988,00 

2.13 Rüstfahrzeug (ohne Kran), LKW mit Kran bis 100 kN Hubkraft 149,00 745,00 

2.14 
(Schweres) Rüstfahrzeug mit Kran (SRF-K), 

LKW oder WLF mit Kran >100 kN bis 300 kN Hubkraft 
181,40 907,00 

2.15 Kranfahrzeug (KF), LKW oder WLF mit Kran >300 kN Hubkraft  302,40 1.512,00 

2.16 Abrollbehälter mit Ladelift  44,30 221,50 

2.17 Abrollbehälter Mulde/Bergung 29,20 146,00 

2.18 Überwachungseinrichtung zu Abrollbehälter Mulde/Bergung 27,00 135,00 

2.19 Abrollbehälter Einsatzleitung, Versorgung, FMD, Sanitär 58,30 291,50 

2.20 Teleskoplader inkl. Anbaugeräte 106,90 534,50 

2.21 Anhänger bis 750 kg Nutzlast 17,20 86,00 



2.22 Anhänger >750 kg bis 3.500 kg Nutzlast 51,80 259,00 

2.23 LKW-Anhänger >3.500 kg Nutzlast 75,60 378,00 

2.24 Tunnellüfter 74,50 372,50 

2.25 Löschunterstützungsfahrzeug (LUF) inkl. Anhänger 108,00 540,00 

2.26 Drohne bis Klasse C2 43,20 216,00 

2.27 Drohne ab Klasse C3 57,20 286,00 

Anmerkungen:  

• Die Berechnung der Besatzung der Fahrzeuge erfolgt gesondert nach Punkt 1.  

• Hinsichtlich eingesetzter Geräte bzw. Ausrüstungsgegenstände wird auf § 4 Abs. 8 verwiesen.  

• Trägerfahrzeuge mit entsprechendem Container bzw. Sattelauflieger (z. B. Ölfahrzeug, 

Gefährliche-Stoffe-Fahrzeug, Atemschutzfahrzeug) werden wie die Sonderfahrzeuge behandelt.  

• Hinsichtlich der Reinigung ist § 5 zu beachten.  

 

3 Löschgeräte, Schläuche und Zubehör, Leitern  

   
Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 

3.01 
Einstellspritze, Kübelspritze, Feuerpatsche, tragbare Feuerlöscher 

(Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 
 8,60 

3.02 Trockenlöschgerät P 50 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 16,20 81,00 

3.03 Trockenlöschgerät TroLA 250 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 21,60 108,00 

3.04 Wasserführende Armaturen, Schläuche und Zubehör, je Stück  11,80 

3.05 Fahrbare Schiebleiter (nicht hydraulisch) 33,40 167,00 

3.06 Tragbare Schiebleiter, Steckleiter, Rettungsplattform 10,80 54,00 

 

4 Geräte mit motorischem Antrieb 

 

 

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Pauschal-

gebühr 

4.01 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge 21,60 108,00 

4.02 

Hochleistungslüfter - Turboventilator; Tauchpumpe <1.000 l/min; 

Wassersauger; Motor-Kettensäge; Benzinmotor-Trennschleifer, 

Ölumfüllpumpe; Leichtschaumgerät; Hochdruckreiniger 

29,10 145,50 

4.03 

Tauchpumpe 1.000 l/min bis 2.000 l/min; Auspumpaggregat und 

Tragkraftspritze <1.000 l/min.; Stromerzeuger <5 kVA; Kompressor für 

Steinbohrgerät; 

38,80 194,00 

4.04 
Tauchpumpe >2.000 l/min; Auspumpaggregat und Tragkraftspritze 

1.000 bis 5.000 l/min; Stromerzeuger 5 bis 11,5 kVA;  
51,80 259,00 

4.05 Stromerzeuger >11,5 bis 20 kVA 63,70 318,50 

4.06 Stromerzeuger >20 kVA bis 50 kVA 75,60 378,00 

4.07 Stromerzeuger >50 kVA bis 150 kVA 87,40 437,00 

4.08 Stromerzeuger >150 kVA 110,10 550,50 

4.09 
Akku- / Hydraulischer Rettungssatz (einschließlich Hydraulikschere 

und -spreizer), ohne Stromversorgung 
27,00 135,00 

4.10 Hochdrucklöschgeräte (zB UHPS) 35,60 178,00 

4.11 Auspumpaggregat >5.000 l/min 109,00 545,00 



Anmerkung: Bei Anwendung der Pauschalgebühren zu diesen Gebührenpositionen ist für Geräte mit 

Antrieb durch Verbrennungsmotoren der verbrauchte Treibstoff gemäß Gebührengruppe D gesondert 

zu verrechnen. 

5 Atemschutzgeräte  

   
Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz 

5.01 Atemmaske (Filter nach Tarif D); Maske ohne Reinigung  17,20 

5.02 
Saugschlauchgerät; Druckschlauchgerät ohne Pressluftatmer (Maske 

hierzu jeweils ohne Reinigung) 
 32,40 

5.03 

Pressluftatmer, komplett (ohne Pressluft), Sauerstoffschutzgerät (ohne 

Sauerstoff und Alkalipatrone); Wiederbelebungsgerät (Ambu, 

Orospirator uä.); Sauerstoffbehandlungsgerät (ohne Sauerstoff) 

28,00 140,00 

 Füllung je Pressluftflasche: je Stück:  

5.04 0,4 bis 0,6 l - 200 bar 3,20  

5.05 1 bis 2 l - 200 bar 4,30  

5.06 4 l - 200 bar 5,40  

5.07 7 l - 200 bar 9,70  

5.08 10 l - 200 bar 10,80  

5.09 12 l - 200 bar 11,80  

5.10 15 l - 200 bar 14,00  

5.11 6 bis 7 l - 300 bar 11,80  

5.12 50 l - 200 bar 44,20  

5.13 50 l - 300 bar 64,80  

Anmerkung: Die Berechnung der Mannschaft erfolgt nach Gebührenposition 1.01.  

 

6 Werkzeuge und sonstige Einsatzgeräte  

   
Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 

6.01 Ab- und Aufseilgerät, Motorseilwinde  30,20 

6.02 Autogen-Schweiß- und Schneidegerät (ohne Gas) 16,20 81,00 

6.03 Feldkochherd (ohne Brennstoff)  44,30 

6.04 Flaschenzug, Greifzug komplett 16,20 81,00 

6.05 Kunststoffseil je 20 m  13,00 

6.06 Hebegerät (mechanisch, Handwinde)  15,10 

6.07 Hebekissen, Arbeitsdruck über 1 bar (Pressluft nach Verbrauch) 38,90 194,50 

6.08 
Hebekissen, Arbeitsdruck unter 1 bar (Pressluft nach Verbrauch), 

Kombinations-Hebekissen NT-Serie 
50,80 254,00 

6.09 Zelt bis 10 Personen  47,50 

6.10 Zelt über 10 Personen  65,80 

6.11 Wärmebildkamera 38,80 194,00 

6.12 Beleuchtungsgerät kabelgebunden 24,90 124,50 

6.13 Beleuchtungsgerät akkubetrieben 27,00 135,00 

6.14 Feldbett  6,50 

6.15 Sandsackfüllgerät manuell 24,90 124,50 

6.16 Sandsackfüllgerät mit Motorantrieb (Gelenkwelle) 37,80 189,00 

 



 

7 Persönliche Ausrüstung – Schutzbekleidung  

   
Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz 

7.01 Hitzeschutzanzug 19,40 97,00 

7.02 Hitzeschutzhandschuhe oder Hitzeschutzhaube  25,90 

7.03 
Schutzbekleidung Schutzstufe 1:  

Brandschutzbekleidung, Einsatzbekleidung 
Reinigung nach Vorgaben 

7.04 

Schutzbekleidung Schutzstufe 2:  

Teilschutzbekleidung  

Leichter Kontaminationsschutz (nicht gasdicht) 

leichter Hitzeschutz (thermische Strahlung) 

38,80 
bzw. nach 

Aufwand 

194,00 

bzw. nach 

Aufwand 

7.05 

Schutzbekleidung Schutzstufe 3: 

Vollschutzbekleidung 

Schwerer Kontaminationsschutz (gasdicht) 

Schwerer Hitzeschutz (Flammen) 

100,40 
bzw. nach 
Aufwand 

502,00 
bzw. nach 
Aufwand 

7.06 Schnittschutzhose, Wathose  27,00 

 

8 Wasserdienst   

    
Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 

8.01 Anker, Ankerseil, Arbeitsleine  7,60 

8.02 Arbeitsboot 63,70 318,50 

8.03 Motorzille, Schlauchboot oder Kunststoffboot, jeweils mit Motor 38,80 194,00 

8.04 Feuerwehrrettungsboot 60,40 302,00 

8.05 Rettungsring, Ruder, Schubstange  7,60 

8.06 Schlauchboot oder Kunststoffboot, ohne Motor 15,10 75,50 

8.07 Rettungsweste 8,70 43,50 

8.08 Taucherausrüstung „nass“ komplett (exkl. Tauchgerät)  68,00 

8.09 Taucherausrüstung „trocken“ komplett (exkl. Tauchgerät)  112,30 

8.10 Feuerwehrzille (Holz, Kunststoff oder Alu) komplett 14,00 70,00 

8.11 Unterwasserkamera (ohne Boot) 75,60 378,00 

8.12 Unterwassersonar (ohne Boot) 60,50 302,50 

8.13 Unterwasserschneidegerät 44,20 221,00 

8.14 Eisretter 15,10 75,50 

8.15 Tauchgerät mit Rettungs- und Tarierweste 36,70 183,50 

8.16 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge für den Wasserdienst 24,90 124,50 

8.17 Hebeballon, Hebesack (offen oder geschlossen) inkl. Zubehör 50,80 254,00 

 

9 Kommunikationseinrichtungen 

 

   
Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 

9.01 Handfunkgerät 15,10 75,50 

9.02 Kabelgebundenes Tauchertelefon 17,30 86,50 



 

10 Heuwehrgeräte  

   
Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 

10.01 Heumess-Sonde  14,00 

10.02 Heuwehrgerät komplett 25,90 129,50 

10.03 Heuschneider elektrisch 15,10 75,50 

 

11 Einsatzgeräte für gefährliche Stoffe  

   
Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. Tagessatz 

11.01 Auffangbehälter 1000 l 14,00 70,00 

11.02 Auffangbehälter 2000 l 25,90 129,50 

11.03 Auffangbehälter 3000 l, faltbar mit Gerüst 35,60 178,00 

11.04 Auffangbehälter 5000 l, Kunststoff 35,60 178,00 

11.05 Auffangbehälter Edelstahl 300 l 14,00 70,00 

11.06 Edelstahlbehälter rund mit Deckel 37,80 189,00 

11.07 Eimer, Edelstahl 10 l  11,80 

11.08 Kanister 50 l  11,80 

11.09 Kunststoffwanne 50 l 7,50 37,50 

11.10 Kunststoffwanne 200 l 11,80 59,00 

11.11 Ölfass bis 200 l 7,50 37,50 

11.12 Behälter 220 l 11,80 59,00 

11.13 Falttank 3000-5000 l, im Packsack 35,60 178,00 

11.14 Falttank 3000-5000 l geschlossen, im Packsack 54,00 270,00 

11.15 Auffangrinne Edelstahl 4-teilig 9,70 48,50 

11.16 Auffangtrichter Edelstahl 40 x 40 9,70 48,50 

11.17 Kastenrinne Edelstahl 9,70 48,50 

11.18 Trichter, Edelstahl Durchmesser 250 mm  11,80 

11.19 Explosimeter, Gasspürgerät (Prüfröhrchen nach Tarif D)  50,70 

11.20 Alle übrigen Gasmessgeräte (je Gerät) 16,00 80,00 

11.21 Strahlenmessgerät 21,60 108,00 

11.22 B-Druckschlauch 20m antistatisch  23,70 

11.23 C-Druckschlauch 15m antistatisch  23,70 

11.24 PVC Saug- und Druckschlauch DN 50 (10m)  23,70 

11.25 Saug- und Druckschlauch säurefest DN 32 (10m)  44,20 

11.26 Ölsperren (je 10m)  144,70 

11.27 Dichtkissensatz 50,70 253,50 

11.28 Fasspumpe Flux, ex-geschützt, mit Zubehör 35,60 178,00 

11.29 Handmembranpumpe Edelstahl 22,60 113,00 

11.30 Handumfüllpumpe 19,40 97,00 

11.31 Säure-Tauchpumpe, ex-geschützt 57,20 286,00 

11.32 Schlauchquetschpumpe, ex-geschützte Umfüllpumpe 57,20 286,00 

11.33 Öl-Wassersauger, samt Zubehör 37,80 189,00 

9.03 Drahtloses Tauchertelefon 25,90 129,50 

9.04 Megafon (ohne Batteriekosten)  17,30 



11.34 Öl-Wasser-Trenngerät, Ölabsauggerät 57,20 286,00 

11.35 Ölabscheider mobil, Ölskimmer 57,20 286,00 

 

Gebührengruppe B 

Gebühren für pauschalierte Einsatzleistungen  

Pos. Gegenstand EURO 

  Pauschalgebühr 

12.01 Wohnungsöffnung 

nach Aufwand  

mind. jedoch 

108,00 

12.02 

Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen 

Veranstaltungen, weniger als 3 Stunden, Pauschalgebühr für TLF (oder 

gleichwertig), exkl. Mannschaft (nach Gebührenposition 1.02) 

 108,00 

12.03 

Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen 

Veranstaltungen, von 3 bis zu max. 12 Stunden, Pauschalgebühr für 

TLF (oder gleichwertig), exkl. Mannschaft (nach Gebührenposition 

1.02) 

 250,50 

12.04 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug bis 2.000l, mit Fahrer, 

Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand  

mind. jedoch 73,40 

12.05 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >2.000l bis 4.000l, mit 

Fahrer, Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand  

mind. jedoch 99,30 

12.06 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >4.000l bis 10.000l, mit 

Fahrer, Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand  

mind. jedoch 

129,60 

12.07 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >10.000l mit Fahrer, 

Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand  

mind. jedoch 

144,70 

12.08 
Aufzugs- oder Liftöffnung, bis zu max. 30 Minuten, 

darüber hinaus nach Aufwand 

nach Aufwand  

mind. jedoch 

216,00 

Anmerkung zu Gebührenpositionen 12.01, 12.04 bis 12.08: vgl. auch § 2 Abs. 2 – Verrechnung nach 

Anlage I, Gebührengruppe A bei Mehraufwand (bei Gebührenposition 12.08 angenommen bei 

längerer Dauer = mehr als 30 Minuten).  

 

Gebührengruppe C  

Gebühr für Brandmeldeanlagen  

Pos. Gegenstand EURO 

   

13.01 Brandmelder-Fehl- oder Täuschungsalarm 

nach Aufwand  

mindestens jedoch 

421,20 

 

Anmerkung: vgl. § 2 Abs. 3 – Verrechnung nach Anlage I, Gebührengruppe A bei Mehraufwand 

entsprechend der alarmplanmäßigen Ausrückung  
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Gebührengruppe D 

Gebühren für Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter 

Pos. Gegenstand EURO 

14.01 
Kraftstoffe, Öle, Reinigungsmittel  

z. B. Benzin, Gemisch, Dieselkraftstoff, Motoröl, Petroleum  

Die Berechnung 

erfolgt zu den 

Tagespreisen, 

bezogen auf den 

Einsatztag. 

 

14.02 
Pölzmaterial,  

z. B. Gerüstklammer, Holz jeder Art  

14.03 

Atemschutzmaterial  

z. B. Alkalipatrone für Sauerstoffschutzgerät, Alkalipatrone für 

Tauchgerät, Atemfilter, Prüfröhrchen, Fluchthauben 

14.04 

Sonstiges Verbrauchsmaterial  

z. B. diverse Gase (z. B. Sauerstoff), Kohlensäure, Löschpulver, 

Netzmittel, Bindemittel jeder Art, Ölsaugmaterial (Sorbtücher, -watte, -

netzsperre), Sägespäne, Torfmull, Pressluft, Sauerstoff - med. rein, 

Prüfröhrchen, Schaummittel, Stickstoff, Trennscheiben, Treibladung für 

Leinenschießgerät, Batterien usw.  

 

Gebührengruppe E 

Gebühren für Leistungen und Beistellungen Dritter 

Pos. Gegenstand EURO 

15.01 Personal  
nach konkretem Aufwand 

unter Berücksichtigung der 

Grundsätze der 

Notwendigkeit und 

Zweckmäßigkeit;  

die Berechnung erfolgt zu 

den Tagespreisen, bezogen 

auf den Einsatztag. 

15.02 Fahrzeuge / Anhänger 

15.03 Werkzeuge / Ausrüstungsgegenstände  

 

GR Daniel Pöllmann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Feuerwehrgebühren-Ordnung 

samt Gebührensätzen (Anlage I, Gebührengruppen A bis E) beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

9) Prüfbericht der BH VB vom 16.4.2024 zum Voranschlag 2024; Kenntnisnahme 

Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag wurde im Sinne der Bestimmungen des § 99 Abs. 2 

OÖ GemO 1990 von der Aufsichtsbehörde einer Prüfung unterzogen; das Ergebnis dieses Prüfberichtes 

ist dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. Die im Bericht angeführten Feststellungen der Behörde 

sind dabei zu beachten.  

Hervorzuheben ist, dass die Gemeinde aufgrund der 15%igen Erhöhung der Abfallgrundgebühr den 

Abgang von Euro 72.000 im VA 2023 auf Euro -26.000 im VA 2024 senken konnte. Weitere 

Erhöhungen sind in den nächsten Perioden unumgänglich. 

In den Schlussbemerkungen wird nochmals festgehalten, dass der Voranschlag gesetzeskonform 

erstellt wurde und lobend erwähnt, „dass auch bei der buchhalterischen Darstellung des Voranschlages 

keine Punkte zu beanstanden waren“. 
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Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, den Bericht der BH Vöcklabruck zum Voranschlag 2024 

zur Kenntnis zu nehmen. 

Beschluss: einstimmig 

 

10) Kindergarten / Krabbelstube – Tarifordnung; Beschlussfassung 

Der Oö. Landtag hat beschlossen, dass der Besuch von institutionellen Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtungen ab September 2024 bis 13 Uhr für alle Kinder bis zum Schuleintritt 

beitragsfrei ist. Diesem Umstand wurde in der Elternbeitragsverordnung des Landes OÖ Rechnung 

getragen und ist auch in der Tarifordnung des Kindergartens/der Krabbelstube Tiefgraben zu 

berücksichtigen. 

Der Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung nach 13 Uhr ist weiterhin kostenpflichtig, wobei sich 

der Tarif je nach Familieneinkommen zwischen € 50 und € 128 monatlich bewegt; besuchen mehrere 

Kinder einer Familie kostenpflichtig eine Einrichtung, wird ein Rabatt gewährt (2. Kind 50%, ab dem 

3. Kind 100%). 

Angepasst werden in der vorliegenden Tarifordnung auch Essenstarif und die Kosten für die 

Busbegleitung und - transport. Die Mittagsverpflegung wird in der Schulküche der SMS Mondsee 

zubereitet und vor Mittag in den Kindergarten transportiert, die Marktgemeinde Mondsee verlangt je 

Portion € 3,50. Unter Berücksichtigung der Kosten für Transport sowie Verwaltungsaufwand empfiehlt 

der Bildungsausschuss einstimmig eine Anhebung auf € 4,20 je Mahlzeit (bislang 3,20). 

Der monatliche Elternbeitrag für Transport und Busbegleitung soll von € 20 auf € 30 erhöht und 

indexgesichert werden; Hintergrund ist der Abgang, der im Jahr 2023 rd. € 37.000 betragen hat. Mit der 

vom Ausschuss einstimmig vorgeschlagenen Anhebung (Mehreinnahmen ca. € 6000) sollte der Abgang 

zumindest nicht weiter anwachsen. 

GV Karl Lackner stellt den Antrag, die vorliegende Tarifordnung zu beschließen. 

Beschluss:   einstimmig 

 

11) Kindergarten - Einrichtungsordnung; Beschlussfassung  

Die Einrichtungsordnung für den Kindergarten Tiefgraben wurde an die aktuelle Gesetzeslage 

(Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz bzw. Elternbeitragsverordnung) angepasst. Zudem wurde die 

innerbetriebliche Klarstellung eingearbeitet, dass Kinder, deren Eltern in Karenz bzw. nicht berufstätig 

sind, die Einrichtung nur bis 13 Uhr besuchen können. Montag und Dienstag in der ersten Woche im 

September sind Organisations- und Vorbereitungstage für das Personal (kein Kinderdienst). 

Der Kooperationsbetrieb mit den Einrichtungen der Nachbargemeinden Innerschwand und St. Lorenz 

(Osterferien, zwei Wochen in den Sommerferien) wird weitergeführt. Der Bildungsausschuss hat 

einstimmig empfohlen, die vorliegende Einrichtungsordnung zu beschließen.  

GV Karl Lackner stellt den Antrag, die Einrichtungsordnung zu beschließen.  

Beschluss: einstimmig 

 

12) Krabbelstube - Einrichtungsordnung; Beschlussfassung 

Die Einrichtungsordnung für die Krabbelstube Tiefgraben wurde an die aktuelle Gesetzeslage 

(Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz bzw. Elternbeitragsverordnung) angepasst. Montag und Diens- 
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tag in der ersten Woche im September sind, wie im Kindergarten, Organisations- und 

Vorbereitungstage für das Personal (kein Kinderdienst). 

Der Kooperationsbetrieb mit den Einrichtungen der Nachbargemeinden Innerschwand und St. Lorenz 

(Osterferien, zwei Wochen in den Sommerferien) wird weitergeführt. 

Der Bildungsausschuss hat einstimmig empfohlen, die vorliegende Einrichtungsordnung zu 

beschließen. 

GV Karl Lackner stellt den Antrag, die Einrichtungsordnung zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

13) Kindergartentransport 2024/25; Auftragsvergabe an Fa. Reisen Feichtinger 

Die Fa. Busreisen Feichtinger ist mit dem Kindergartentransport in den Gemeinden Tiefgraben, 

Innerschwand am Mondsee und St. Lorenz beauftragt. Die Abrechnung erfolgt nach den Tariftabellen, 

die von der WKO und Familienministerium ausgehandelt werden. Die Höhe der Tarife orientiert sich 

an der Kapazität der eingesetzten Busse und der gefahrenen Tageskilometer. 

Aufgrund stark gestiegener Treibstoff-, Lohn- und Fahrzeuganschaffungskosten stellt die Fa. 

Busreisen Feichtinger an alle MSL-Gemeinden das Ansuchen, mit Beginn des Betreuungsjahres 

2024/25 zu den vorgegebenen Tarifen einen Aufschlag von 10 % abzurechnen. Neben den oben 

angeführten Gründen wird auch ins Treffen geführt, dass der Kindergartentransport aufwändiger ist 

als der Schülertransport (mehr Haltestellen, längere Fahrzeiten). 

In einer gemeinsamen Besprechung der Bürgermeister, Bildungsausschussobleute und Hrn. 

Feichtinger ist man übereinstimmend zu dem Entschluss gekommen, dem Ansuchen der Fa. Busreisen 

Feichtinger nachzukommen; eine diesbezügliche Empfehlung wurde auch im Bildungsausschuss 

einstimmig ausgesprochen. Die Mehrkosten betragen – auf Basis des Rechnungsabschlusses 2023 -  

rund € 8.000. 

GV Karl Lackner stellt den Antrag, das Unternehmen Busreisen Feichtinger beginnend mit dem 

Betreuungsjahr 2024/25 mit dem Kindergartentransport in Tiefgraben zu beauftragen und die 

erbrachten Leistungen gem. der Tariftabelle, plus einem zehnprozentigen Aufschlag, zu vergüten. 

Beschluss: einstimmig 

 

14) Schülertransport 2024/25: 

a) Auftragsvergabe an Fa. Reisen Feichtinger; 5310 Mondsee; Beschlussfassung  

b) Kostenübernahme des Schülertransports im Gelegenheitsverkehr; Beschlussfassung 

c) Einhebung eines Selbstbehaltes; Beschlussfassung 

Der Schülertransport durch Privatunternehmen (= Gelegenheitsverkehr) wie Busreisen Feichtinger ist 

nur dann einzurichten, wenn für die Kinder kein geeignetes öffentliches Verkehrsmittel zur 

Verfügung steht. Grundsätzlich ist den Schülern ein Schulweg von bis zu 2 km (kürzester Weg vom 

Elternhaus zur Schule bzw. Bushaltestelle) zumutbar. Geeignet ist ein öffentliches Verkehrsmittel 

dann, wenn die Wartezeit nicht mehr als eine Unterrichtseinheit beträgt. Zudem ist den Schülern ein 

zu Fuß zurückzulegender Weg von bis zu 2 km bis zur nächsten Haltestelle eines öffentlichen 

Verkehrsmittels zumutbar. Kinder, die außerhalb dieser 2-km-Zone liegen oder längere Wartezeiten 

als eine Unterrichtseinheit in Kauf nehmen müssten, dürfen den Gelegenheitsverkehr (GV) benützen. 
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Bei einer Überprüfung durch das Finanzamt 2018 hat sich herausgestellt, dass in Tiefgraben (und auch 

in St. Lorenz) Kinder im GV befördert werden, die für die Fahrt zur Schule und wieder nach Hause bzw. 

in eine der beiden Richtungen eigentlich ein öffentliches Verkehrsmittel benutzen müssten. Das 

Finanzamt hat daraufhin mitgeteilt, dass die Kosten für den Transport nicht berechtigter Kinder im 

Gelegenheitsverkehr nicht mehr übernommen werden. 

Daraufhin haben die Gemeinden Tiefgraben und St. Lorenz beschlossen, das Busunternehmen 

Feichtinger mit dem Schülertransport zu beauftragen, um sowohl berechtigte als auch nicht 

berechtigte SchülerInnen im Gelegenheitsverkehr transportieren zu können. Für den Transport 

nichtberechtigter Kinder wurde von den Erziehungsberechtigten ein monatlicher Selbstbehalt in Höhe 

von € 20 eingehoben. 

Im Schuljahr 22/23 verursachte der Gelegenheitsverkehr einen Abgang von € 16.500, in den Jahren 

davor waren es 14.700, 9.900 und 8.200 Euro. Vor dem Hintergrund des gestiegenen Abgangs sowie 

höherer km-Tarife (15 – 20 % Plus je nach Größe des Busses) hat der Bildungsausschuss in der Sitzung 

am 6.2.2024 mehrheitlich empfohlen, den Selbstbehalt ab dem Schuljahr 2024/25 auf € 30 pro Monat 

anzuheben; für das zweite Kind einer Familie bleibt der Tarif mit € 10 unverändert, ab dem 3. Kind 

entfällt der Selbstbehalt. 

GV Karl Lackner stellt folgende Anträge: 

a) die Gemeinde Tiefgraben möge den Auftrag für den Schülertransport der Tiefgrabener 

Schülerinnen und Schüler im Gelegenheitsverkehr im Schuljahr 2024/25 an die Fa. Reisen Feichtinger, 

5310 Mondsee, vergeben. 

Beschluss: einstimmig 
 

b) die Gemeinde Tiefgraben möge für das Schuljahr 2024/25 die Kosten für den Transport durch 

die Fa. Feichtinger übernehmen, wobei beim Finanzamt Linz Kostenersatz für die im 

Gelegenheitsverkehr berechtigten Schülerinnen und Schüler beantragt wird. 

Beschluss:  einstimmig 
 

c) die Gemeinde Tiefgraben möge für das Schuljahr 2024/25 beschließen, dass von jenen 

Schülerinnen und Schülern, die vom Gelegenheitsverkehr transportiert werden möchten, 

aber den Linienbus benutzen müssten, ein monatlicher Selbstbehalt in Höhe von € 30 eingehoben 

wird; für das zweite Geschwisterkind bleibt dieser Betrag bei € 10, für allfällige weitere 

Geschwisterkinder entfällt der Selbstbehalt zur Gänze. 

Beschluss: einstimmig 

 

15) Aufhebung der Übertragungsverordnung vom 11.02.2021; Beschlussfassung 

Die VO von 11.02.2021 „gilt“ mit Ablauf des 30.06.2024 nicht mehr. Diese Formulierung ist nicht 

gleichzuhalten mit einem „außer Kraft treten“, wurde aber damals bewusst so getroffen, weil man 

nicht sicher war, ob das BVH bis zu obigem Datum abgeschlossen sein würde.  

Nachdem dies jedoch der Fall ist, ist die VO vom 11.02.2021 mittels nachfolgender, dem Gemeinderat 

vorliegender, Verordnung formal aufzuheben. 

 

 



 

 

Vor dem Hintergrund der aktuell laufenden Erhebungen in dieser Angelegenheit und der sich daraus 

ergebenden Zuständigkeit des Gemeinderates ist es jedenfalls sinnvoll und ratsam, die Angelegenheit 

wieder vollends in die Hände des Gemeinderates zu legen. 

 

 
 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, die Übertragungs-

Verordnung vom 11.02.2021 mit Verordnung vom 04.07.2024 aufzuheben. 

Beschluss: einstimmig 
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16) Teilnahme an einer EEG; Beschlussfassung 

Die Gemeinden Tiefgraben, St. Lorenz und Innerschwand am Mondsee beabsichtigen, Mitglieder bei 

einer (noch zu gründenden) Erneuerbaren Energiegemeinschaft (EEG) zu werden. 

Das Thema wurde von der KEM initiiert und werden grundsätzlich alle Gemeinden des Mondseelandes 

zu einer Teilnahme bzw. Gründung einer EEG eingeladen. Die entsprechende Unterstützung bei der 

Gründung der EEG kommt vom Raiffeisenverband Oberösterreich, dessen Mustersatzung an die 

Anforderungen der Gemeinden angepasst wird (Stimmrechte, Aufnahme von Mitgliedern, 

Genossenschaftsanteile, etc.). Als Dienstleister für die Abrechnungsmodalitäten konnte die Fa. So-

Strom gewonnen werden. 

In einem ersten Schritt sollen ausschließlich Anlagen der Gemeinde, ev. unter Einbeziehung des RHV, 

in die EEG eingebracht werden (Umspannwerk Unterach: VS und KiGa Innerschwand, KiGa und AGW 

St. Lorenz sowie KiGa Tiefgraben und VS Tilo). 

Wesentlich ist, dass bis auf die Einspielung der Abrechnungsdaten keine operativen Schnittstellen zu 

den Gemeinden bestehen, sondern die, noch zu bestimmenden, Organe der EEG diese als eigenständige 

juristische Person führen. 

Dazu ist es erforderlich, aus jeder teilnehmenden Gemeinde zumindest eine Person in die EEG zu 

entsenden. Für die Gemeinde Tiefgraben hat sich GR Andreas Machatschek, welcher von den 

Mitgliedern des Umweltausschusses benannt wurde, bereit erklärt, diese Aufgabe zu übernehmen. 

Ein Geschäftsanteil beträgt Euro 10, wobei beabsichtigt ist, dass jede Gründungsgemeinde 300 

Geschäftsanteile zeichnet. Die Mitglieder haften nicht für Verbindlichkeiten der Genossenschaft. Sie 

sind jedoch nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen nachschusspflichtig, wobei die 

Nachschusspflicht erst nach Verbrauch der gezeichneten Geschäftsanteile zum Tragen kommt und 

mit dem Einfachen Ihres Geschäftsanteiles beschränkt ist. 

Die Kosten für die Gründung betragen Euro 2.700. 

Ersatz-GR Mg. Johann Kogler fragt, warum Privatpersonen nicht an der EEG teilnehmen dürfen. 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl stellt fest, dass dies in den Satzungen so nicht festgeschrieben sei. Es 

sei vereinbart worden, dass in der Startphase lediglich die drei Gemeinden Genossenschaftsanteile 

erwerben können. In weiterer Folge obliegt es dem Vorstand, über die Aufnahme neuer, auch privater, 

Mitglieder zu entscheiden. GR Hubert Ehrschwendtner möchte wissen, warum für die Abrechnung die 

Fa. So-Strom ausgewählt wurde, er kenne diese Firma nicht. Amtsleiter Mag. Günter Schardl teilt mit, 

dass die Entscheidung über die KEM gelaufen sei; diese habe mehrere Anbieter eingeladen, die Fa. So-

Strom sei als Sieger hervorgegangen. 

GR Christian Winkler ersucht um Details zu den Kosten für die Genossenschaftsgründung bzw. zu den 

Folgekosten. Amtsleiter Mag. Günter Schardl sagt, die Gründung sei mit Kosten von € 2.700 verbunden; 

derzeit werde geklärt, ob dafür noch eine Förderung fließt. Vereinbart ist, dass die drei Gemeinden 

jeweils 300 Anteile á € 10 zeichnen. Für die Abrechnung ist ein monatlicher Pauschalbetrag in Höhe 

von ca. € 50 einzukalkulieren. 

GR DI Gerhard Sperr zieht den Vergleich mit dem Bundesland Salzburg, dort sei es so, dass die Vorstände 

von den Gemeinden entsandt und nicht mit Privatpersonen besetzt würden. Die Satzung der 

Mondseeland-EEG ermögliche die Entsendung von drei bis fünf Vorständen, wobei sich die drei 

Gemeinden auf drei geeinigt hätten, erläutert AL Mag. Günter Schardl. Somit sei sichergestellt, dass die  
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Gemeinden die Kontrolle über die EEG behalten. GR Ing. Michael Widlroither fragt, ob für die EEG 

Revisionspflicht bestehe? Ja, antwortet Amtsleiter Mag. Günter Schardl, im Abstand von jeweils zwei 

Jahren. GV Karl Lackner möchte wissen, warum nicht alle drei Bürgermeister in den Vorstand 

einziehen? Zwei der drei hätten abgelehnt, weil ohnehin schon viele andere Verpflichtungen 

bestünden, sagt AL Mag. Günter Schardl. 

GR Mag. Harald Haider fragt, ob es für die EEG eine Nutzenbewertung gebe. Der Nutzen sei der, dass 

man den selbst produzierten Strom verwenden könne und dabei Geld spare, antworten Bgm. Johann 

Dittlbacher und GR Andreas Machatschek. Der Echtbetrieb werde im Herbst starten, der Preis einmal 

jährlich festgelegt. Zu Beginn wird das kW  voraussichtlich zwischen 10 und 12 Cent kosten, das liege 

rund ein Drittel unter dem Preis der Energie AG (18 Cent). GR Susanne Mayr-Daringer bedankt sich bei 

GR Andreas Machatschek für sein Engagement und die Bereitschaft, in den Vorstand der EEG 

einzuziehen. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, dass die Gemeinde 

Tiefgraben Mitglied in einer gemeinsam mit den Gemeinden Innerschwand und St. Lorenz zu 

gründenden EEG wird und Andreas Machatschek als Vertreter der Gemeinde in den Vorstand der EEG 

entsandt wird. 

Beschluss: einstimmig 

 

17) Neubauvorhaben Rotes Kreuz Ortsstelle Mondsee; Grundsatzbeschluss 

Der Landesverband Oö. beabsichtigt eine Modernisierung des Standortes Mondsee und hat ein 

Neubauvorhaben der Ortsstelle am gegenwärtigen Standort bekanntgegeben. Um den Vorgaben des 

Landes nachzukommen, benötigt das ÖRK zustimmende Grundsatzbeschlüsse aller beteiligten 

Gemeinden des Einsatzgebietes. 

Das Projekt ist für die Gemeinden kostenneutral, d. h., das Projekt ist mit den jeweiligen BZ-Anteilen 

der Gemeinden in den MEFP aufzunehmen und werden die Mittel auf Basis des genehmigten 

Finanzierungsplanes von den Gemeinden abgerufen und an die Standortgemeinde Mondsee 

(Projektant) weitergeleitet. Zum jetzigen Zeitpunkt kann das ÖRK allerdings noch keinen Beginn der 

Bauarbeiten nennen. 

Vizebgm. DI Hans-Peter Pfeffer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge der Neuerrichtung der 

Rot-Kreuz-Ortsstelle in Mondsee zustimmen. 

Beschluss: einstimmig (22 Jastimmen; GR Ing. Widlroither und Ersatz-GR Mag. Kogler während 

der Abstimmung nicht im Saal). 

 

18) LMS, Abgangsdeckung 2023/24; Beschlussfassung 

Die Marktgemeinde Mondsee hat der Gemeinde Tiefgraben die Abrechnung der Landesmusikschule 

Mondsee für das Jahr 2023 übermittelt. 155 (2022: 146) Schülerinnen und Schüler aus Tiefgraben 

wurden im Jahr 2023 in der LMS Mondsee unterrichtet, der Abgang je Schüler beträgt € 146,29 (2022:  

€ 190,26). Der Kostenbeitrag für den Abgang 2023 beträgt, sofern der volle Betrag geleistet wird, sohin 

für die Gemeinde Tiefgraben € 22.674,95 (2022: € 27.778,46). Laut Durchführungserlass des Amtes der 

OÖ. Landesregierung hat die Gemeinde einen Abgang von maximal Euro 70 je Schüler zu übernehmen. 
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GV Karl Lackner plädiert dafür, den Abgang in voller Höhe zu übernehmen. Schüler und Lehrer in der 

LMS würden ausgezeichnete Arbeit leisten und die Gemeinde für andere Dinge viel mehr Geld 

ausgeben. Auch GR Christian Winkler sieht das Geld sinnvoll angelegt; er findet es unfair, dass andere 

Gemeinden weniger oder nur den vom Land vorgeschriebenen Beitrag leisten. GR Andreas 

Machatschek meint, angesichts der finanziellen Lage könne es sich die Gemeinde eigentlich nicht 

leisten, den vollen Abgang zu übernehmen. GR Mag. Dr. Elisabeth Löberbauer-Purer schlägt vor, das 

Thema in der nächsten Sitzung des Bildungsausschusses zu besprechen. 

GV Karl Lackner stellt den Antrag, der Gemeinderat möge einen Kostenbeitrag für den Abgang 2023 

der Landesmusikschule Mondsee in der Höhe von € 146,29 je Schüler/in (gesamt € 22.674,95) 

beschließen. 

Beschluss: 22 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Ehrschwendtner, GR Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR 

Landauer, GR Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GR Stabauer, GR Mag. H. Haider, 

GV Maier, GR Machatschek, GR Putz, GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. 

Kogler, GR Mag. Mayr-Daringer); eine Enthaltung (GR Ing. Widlroither). GV Marianne Haider während 

der Abstimmung nicht im Saal anwesend. 

 

19) Sanierung Kirchendach Basilika Mondsee; Grundsatzbeschluss 

Die Pfarre St. Michael Mondsee ist an die Gemeinden Tiefgraben, Sankt Lorenz, Innerschwand und 

Mondsee herangetreten, die Pfarre bei der Sanierung des Daches der Basilika finanziell zu unterstützen. 

In diesem Ramen wurde nachfolgender Finanzierungsplan übermittelt:  

 
 

Die Gemeinde Tiefgraben kann aufgrund der derzeitigen finanziellen Situation keine Zusage über die 

Höhe einer allfälligen Unterstützung treffen, ist aber bereit, sich nach Maßgabe der verfügbaren finan- 
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ziellen Mittel und in Abhängigkeit zu den zu leistenden Pflichtausgaben und umzusetzenden 

Projekten an der Sanierung zu beteiligen. 

GV Marianne Haider berichtet, dass vor Beginn der Gemeinderatssitzung um 17 Uhr eine Besichtigung 

des Inneren des Kirchendaches stattgefunden hat. Eingefunden haben sich Vizebgm. DI Pfeffer, GR 

Winkler, GV Lackner, GR DI Sperr und sie selbst. GR Winkler merkt an, dass das Interesse an diesem 

Termin beschämend gewesen sei, u. a. sei kein Vertreter der SPÖ und der Grünen anwesend gewesen. 

Mehrere Gemeinderäte (GV Marianne Haider, GR DI Sperr, GR Ing. Widlroither, GR Winkler und GV 

Lackner) sprechen sich unisono dafür aus, dass sich die Gemeinde schwer aus ihrer Verantwortung 

entziehen wird können. GR Ing. Michael Widlroither fragt, ob die Pfarre mit diesem Betrag (ca. € 

200.000) fix rechne? Bgm. Johann Dittlbacher sagt, er habe der Pfarre dargelegt, dass sich Tiefgraben 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht auf einen fixen Betrag festlegen werde. GR Christian Winkler meint, die 

Pfarre gehe ganz sicher von dieser Summe aus. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Grundsatzbeschluss fassen, 

sich nach Maßgabe der verfügbaren finanziellen Mittel und in Abhängigkeit zu den zu leistenden 

Pflichtausgaben und umzusetzenden Projekten an der Sanierung finanziell zu beteiligen. 

Beschluss: einstimmig (22 Jastimmen; GV Maier und GR Ehrschwendtner während der 

Abstimmung nicht im Saal) 

 

20) VO zwecks Auflassung (Tlfl. Gstk. 1935/1 und 1935/2, KG Tiefgraben) des und Einreihung 

(Tlfl. Gstk. 1071, KG Tiefgraben) in das Öffentliche Gut; Beschlussfassung 

Der Antragsteller plant die Erweiterung seines Stalles; hierzu ist es nötig, einen Teilbereich des öffentl. 

Gutes der Gstk. Nr.: 1935/1 und 1935/2 aufzulassen und gleichzeitig das neue Grundstück dem Gstk. 

Nr.: 1935/2 zuzuweisen und in das öffentliche Gut einzureihen. Eine Grenzverhandlung wurde von der 

LIDL ZT Gmbh durchgeführt (Lageplan samt Vermessungsurkunde liegt vor).  

Der Straßenausschuss hat bereits einen einstimmigen, positiven Beschluss hierfür gefasst. Nach 

diesem Beschluss wurde das Verfahren eingeleitet, kundgemacht und die benachbarten 

Grundstücksbesitzer verständigt. Im Zeitraum der Kundmachung wurden keine Stellungnahmen der 

Nachbarn abgegeben.  

Um dieses Vorhaben umsetzen zu können, ist zum einen verfahrensrechtlich nachfolgende 

Verordnung nach § 11 Oö. Straßengesetz durch den Gemeinderat zu erlassen und zum anderen das 

zivilrechtliche Grundgeschäft (Tauschvertrag zwischen Gemeinde und Antragsteller) zu genehmigen. 

 

 

                                                                                                           Geschäftszahl: PL 616-2024-11 

    Tiefgraben, am 05.07.2024 

 

Kundmachung der Verordnung - - Einreihung eines Grundstücks (Tlfl. Gstk.1071) in das öffentliche 

Gut (GST-Nr. 1935/2, KG 50110) und Teil-Auflassung des öffentlichen Gutes GST-Nr. 1935/1 und 

1935/2, KG 50110 

 



 

Verordnung 

 

des Gemeinderates der Gemeinde Tiefgraben vom 04.07.2024, mit welcher die Auflassung von 

Teilflächen der Gstk. 1935/1 und 1935/2 des öffentlichen Gutes und die Einreihung einer Teilfläche 

des Gstk. 1071 in das öffentliche Gut erlassen wird. Gemäß § 11 (1), (3) und (6) Oö. Straßengesetz 1991 

idgF. iVm §§ 40 (2) Z 4 und 43 (1) O.ö. Gemeindeordnung 1990 idgF. wird verordnet: 

 

§ 1 

Teilflächen der Grundstücke Nr. 1935/1 und 1935/2 werden als öffentliches Gut aufgelassen, da diese 

wegen mangelnder Verkehrsbedeutung für den Gemeingebrauch entbehrlich geworden sind. 

 

§ 2 

Eine Teilfläche des Grundstücks GST-Nr. 1071, KG 50110, wird in das öffentliche Gut GST-Nr. 1935/2, 

KG 50110 als Verkehrsfläche eingereiht, um es für den Gemeingebrauch nutzbar zu machen. 

 

§ 3 

Die genaue Lage der Grundstücke zur Teil-Auflassung und Einreihung in das öffentliche Gut ist aus 

dem Lageplan der Vermessungsurkunde Lidl ZT GmbH, GZ 7052b vom 25. Januar 2024 ersichtlich, 

welcher beim Gemeindeamt während der Amtsstunden von jedermann eingesehen werden kann und 

vor Erlassung dieser Verordnung vier Wochen im Gemeindeamt zur öffentlichen Einsichtnahme 

aufgelegen ist bzw. auf der Homepage der Gemeinde zur Einsicht bereitgestellt wurde. 

 

§ 4 

Diese Verordnung wird gemäß § 94 (1) Oö. Gemeindeordnung 1990 idgF. zwei Wochen kundgemacht 

und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag rechtswirksam. 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

Johann Dittlbacher 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

GR Daniel Pöllmann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Verordnung 

beschließen. 

Beschluss: einstimmig (22 Jastimmen; GV Lackner und GR Mag. Mayr-Daringer bei der Abstimmung 

nicht im Saal anwesend) 

GR Daniel Pöllmann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vorliegenden Tauschvertrag 

genehmigen und den Bürgermeister zur Unterfertigung desselben ermächtigen. 

Beschluss: einstimmig (23 Jastimmen; GV Lackner während der Abstimmung nicht im Saal 

anwesend). 
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21) Flächenwidmungsplan u. ÖEK-Änderungen - Entscheidung über Einleitung: 

• Fwpl.Ä. 3.237 u. ÖEK.-Ä. 1.27, Bereich „Thalstraße“, Gstk. 1425/1, 1418, 1419, KG 

Tiefgraben 

• Fwpl.Ä. 3.238 u. ÖEK.-Ä. 1.28, Bereich „Mondseestraße“, Gstk. 1250/1, 1353/1, 1296/1, KG 

Hof 

• Fwpl.Ä. 3.239, Bereich „Ebnat“, Gstk. 787/1, 784, 785, KG Tiefgraben 

• Fwpl.Ä. 3.240, Bereich „Hochmoor“, Gstk. 1914/2, KG Tiefgraben 

Entscheidung über die Verfahrenseinleitung- Teiländerung Flächenwidmungsplan: 

Flächenwidmungsplanänderung 3.237 u. ÖEK Ä. 1.27- Gstk. 1425/1, 1418, 1419, 1425/2, KG 

Tiefgraben. Widmung von „landw. Grünland“ in “eingeschränktes Mischgebiet MB1“ u. von 

„landw. Grünland“ in „Mischgebiet“ 

Mit Datum vom 18.01.2024 wurde ein Antrag zur Umwidmung von „landw. Grünland“ in 

„eingeschränktes Mischgebiet“ und „landw. Grünland“ in „Mischgebiet“ eingebracht. Der Grund für den 

Umwidmungsantrag ist, dass die Fläche für den Antragsteller nicht mehr zu bewirtschaften ist und es 

schon länger geplant wäre, hier Wohnraum zu schaffen. Der untere Teil wäre für Kleinbetriebe gedacht 

und der obere für Wohnbau, der auch für leistbares Wohnen zur Verfügung stehen würde. Die 

Grundabtretungen für die Aufschließungsstraße unten am Gewerbegebiet und der oberen und unteren 

Thalstraße, für das öffentlichen Gut, waren für die Aufschließung dieser Flächen angedacht. 

Bei der Vorprüfung durch Raumordnung und Naturschutz wurden diese Flächen klar negativ gesehen. 

Wegen der Nähe zum Betriebsbaugebiet ist nur eingeschränktes Mischgebiet möglich und aufgrund 

der Vegetation mit Feuchtwiesen und Moos wird diese Baulandwidmung als nicht vertretbar beurteilt. 

Im südlichen Teil befindet sich ein Wasserbehälter inmitten der ggs. Parzelle, von dem ein Nachbar 

Brauchwasser bezieht. Lt. Antragsteller würde er einem Anschluss an die WG Kasten-Haidermühle 

zustimmen und diesen nicht mehr benötigen. Lt. BH Forst wäre die Waldausweisung entlang des 

Baches keine ausreichend große Fläche, um diesen als solchen auszuweisen. Zu den Waldflächen 

südlich und östlich der geplanten Widmung muss ein 30-Meter-Abstand eingehalten werden.    

In der Bauausschusssitzung am 12.03.2024 wurde mehrheitlich entschieden, die Einleitung der 

Umwidmung nicht zu empfehlen.  

GR Hubert Ehrschwendtner stellt den Antrag, die Umwidmung der Flächenwidmungs-

planänderung 3.237 u. ÖEK Ä. 1.27 - Gstk. 1425/1, 1418, 1419, 1425/2, KG Tiefgraben. Widmung von 

„landw. Grünland“ in “eingeschränktes Mischgebiet MB1“ u. von „landw. Grünland“ in „Mischgebiet“, 

nicht einzuleiten. 

Beschluss: einstimmig 

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Entscheidung über die Verfahrenseinleitung - Teiländerung Flächenwidmungsplan: 

Flächenwidmungsplanänderung 3.238 u. ÖEK Ä.1.28 - Gstk. 1250/1, KG Hof, Widmung von 

„Betriebsbaugebiet“ in „Mischgebiet“ u. Teilfl. der Gstk. 1296/1 u. 1353/1, KG Hof, von 

„Betriebsbaugebiet“ in „Verkehrsfläche“ 

Mit Datum vom 12.02.2024 wurde ein Antrag zur Umwidmung von „Betriebsbaugebiet“ in 

„Mischgebiet“ eingebracht. Grund des Ansuchens ist der Widmungskonflikt zum Betriebsbaugebiet 

gegenüber in der Gemeinde St. Lorenz. Die ehemaligen Betriebsareale der Firmen Ebner und Stabauer  



 

 

sollen zeitgleich ebenfalls in Mischgebiet umgewidmet werden. Die synchron betriebenen 

Umwidmungsverfahren würden zur allgemeinen Bereinigung des Widmungsteppichs im betreffenden 

seenahen Areal führen und zudem die geplanten Nachnutzungen auf den ehemaligen Betriebsarealen 

ermöglichen. Für die ggst. Fläche der Shell Austria GmbH würde sich zweifelsfrei eine Aufwertung 

ergeben, weil mittel- und langfristig dadurch die Möglichkeit weiterer funktionaler Projekte möglich 

wird. Seitens Raum- u. Ortsplanung wird diese Widmung unterstützt und wäre auch in der allgemeinen 

Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes und dem ÖEK bearbeitet worden, wäre das Ansuchen zur 

Umwidmung rechtzeitig eingelangt.     

In der Bauausschusssitzung am 12.03.2024 wurde einstimmig entschieden, die Einleitung der 

Umwidmung zu empfehlen. In der Gemeinderatsitzung am 21.03.2024 wurde die Widmung entgegen 

der Bestimmung des § 33 Abs. 2 des ROG Oö. 1994 ohne den Planentwurf des Ortsplaners eingeleitet 

und ist deshalb der Einleitungsbeschluss zu wiederholen. 

Bei der Planerstellung durch den Ortsplaner wurde festgestellt, dass die Grundstücke der Bundes- und 

Landesstraße Gstk. 1353/1 u. 1296/1, KG Hof, geringfügig mit der Baulandausweisung Betriebs-

baugebiet überlagert sind und diese in Verkehrsfläche gewidmet werden sollen. Die zuständige 

Behörde für Liegenschaftsangelegenheiten wurde informiert und in das Widmungsverfahren 

eingebunden. Darüber wurde auch der Bauausschuss in der Sitzung am 26.6.2024 informiert. 

Der Plan von Ortsplaner DI Attwenger, dat. mit 5.6.2024, wird dem Gemeinderat vorgelegt und dem 

Gemeinderat erneut zur Einleitung empfohlen.    

GR Hubert Ehrschwendtner stellt den Antrag, die Umwidmung der Flächenwidmungs-

planänderung 3.238 u. ÖEK Ä.1.28 - Gstk. 1250/1, KG Hof, Widmung von „Betriebsbaugebiet“ in 

„Mischgebiet“ u. Teilfl. der Gstk. 1296/1 u. 1353/1, KG Hof, von „Betriebsbaugebiet“ in „Verkehrsfläche“ 

einzuleiten. 

Beschluss: einstimmig 

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Entscheidung über die Verfahrenseinleitung - Teiländerung Flächenwidmungsplan: 

Flächenwidmungsplanänderung 3.239 - Gstk. 787/1, 874, 785, KG Tiefgraben. Widmung von 

„landw. Grünland“ in “Dorfgebiet“ u. von „Dorfgebiet“ in „landw. Grünland“ 

Mit Datum vom 30.04.2024 wurde ein Antrag zur Umwidmung von „landw. Grünland“ in „Dorfgebiet“ 

und „Dorfgebiet“ in „landw. Grünland“ als Flächentausch eingebracht. Grund des Ansuchens ist, dass 

ca. 800 m² Dorfgebiet, das nördlich hinter dem ehemaligen Hofgebäude liegt, weiter östlich verlagert 

werden soll. Das Dorfgebiet soll dann in diesem Bereich in ein bis drei Bauparzellen aufgeteilt werden, 

gesamt ca. 1800 m². Die Aufschließung soll über das Gstk. 787/1 erfolgen. Das betrifft sowohl den 

Weganschluss als auch den Anschluss an den Abwasserkanal und die Wasserleitung. Es bleiben 

dadurch auch die Interessen des benachbarten landw. Betriebs unberührt, da der Weganschluss nicht 

unmittelbar an deren Stall vorbeiführt und die landwirtschaftlichen Flächen 738, die der Nachbar 

gepachtet hat, von diesem störungsfrei erreicht und genutzt werden können. Durch die Verschiebung 

des Dorfgebietes entsteht zudem ein Bereich, der sich wesentlich besser zur Verbauung eignet 

(rechteckige Form des Dorfgebiets). 

Bei der Vorprüfung der Fachdienststellen Raumordnung und Naturschutz wurde diese Verschiebung 

klar negativ gesehen: Schaffung eines Siedlungssplitters und keine schlüssige Siedlungsentwicklung,  
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so deren Aussage. In der Bauausschusssitzung am 26.06.2024 wurde einstimmig entschieden, die 

Einleitung der Umwidmung nicht zu empfehlen.  

GR Hubert Ehrschwendtner stellt den Antrag, die Umwidmung der Flächenwidmungs-

planänderung 3.239, Gstk. 787/1, 874, 785, KG Tiefgraben. Widmung von „landw. Grünland“ in 

“Dorfgebiet“ u. von „Dorfgebiet“ in „landw. Grünland“, nicht einzuleiten. 

Beschluss: einstimmig 

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

Entscheidung über die Verfahrenseinleitung - Teiländerung Flächenwidmungsplan: 

Flächenwidmungsplanänderung 3.240 – Teilfl. von Gstk. 1914/2, KG-Tiefgraben. Widmung 

von „landw. Grünland“ in “Wohngebiet“ 

Mit Datum vom 15.05.2024 wurde ein Antrag zur Umwidmung von „landw. Grünland“ in „Wohngebiet“ 

eingebracht. Der Grund für die Umwidmung ist, dass das bestehende, abrissreife Wohnhaus einen 

neuen Bauplatz erhalten soll und zur zweckmäßigen und geordneten Bebauung benötigt wird. Die 

Fläche von ca. 60 m² ist dreiseitig von Bauland umgeben und als Lückenschluss zu sehen.  

Bei der Vorprüfung der Fachdienststellen Raumordnung und Naturschutz wurde dieses Vorhaben 

positiv gesehen, da es sich um eine kleine Arrondierung handelt. Zeitgleich soll die „Wald-

Ersichtlichmachung“ beim angrenzenden Wald bis zur Nutzungsgrenze korrigiert werden. Diese Wald-

Ausweisung wird im Zuge der allgemeinen Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes an zwei 

weiteren Grundstücken ebenfalls durchgeführt. 

In der Bauausschusssitzung am 26.06.2024 wurde einstimmig entschieden, dem Gemeinderat die 

Einleitung der Umwidmung zu empfehlen.  

Die Entwurfsplanung der Flächenwidmungsplanänderung 3.240 von Ortsplaner DI Attwenger, dat. mit 

25.6.2024, wird dem Gemeinderat zur Einleitung vorgelegt.  

GR Hubert Ehrschwendtner stellt den Antrag, die Umwidmung der Flächenwidmungs-

planänderung 3.240 - Teilfl. von Gstk. 1914/2, KG Tiefgraben. Widmung von „landw. Grünland“ in 

“Wohngebiet“ einzuleiten. 

Beschluss: einstimmig 

 

22) Bericht des Bürgermeisters 

• Krabbelstube/Kindergarten: Bgm. Johann Dittlbacher berichtet, dass noch einige Rechnungen 

vorliegen, diese aber auf Empfehlung des Rechtsanwalts bis zur Klärung des Sachverhalts nicht 

beglichen werden. 

Insgesamt wurden bis jetzt Rechnungen im Umfang von € 5.655.984 (brutto) bezahlt, inklusive der 

noch offenen Forderungen beläuft sich die Investitionssumme auf insgesamt € 6.419.743 (brutto). 

• Am Freitag, 26. Juli, 11 Uhr, findet die Eröffnung des Radweges entlang der B 154 (Gewerbegebiet 

– Mondsee) statt, alle Gemeinderäte sind eingeladen. Die Kosten für den Radweg entsprechen dem 

Finanzierungsplan, einige von der Marktgemeinde Mondsee angeregte Sonderwünsche werden 

auch von dieser übernommen. 

• Wirtschaftshof: Johannes Nußbaumer ist nach fast 30-jähriger Mitarbeit in den Ruhestand 

getreten; sein Nachfolger ist Hans-Peter Schruckmayr. 
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• Schützenfest: Genehmigung und Verordnung betreffend Verkehrsbeschränkungen sind 

eingelangt. Am Freitag, 5. Juli, findet in der Galerie Schloss Mondsee ein Infoabend für die 

Bevölkerung des Mondseelandes statt. 

• Wasserversorgung: Lt. Bgm. Dittlbacher wälzt die Marktgemeinde Mondsee Überlegungen, den 

Wasserliefervertrag mit Tiefgraben prüfen zu lassen. Befremdlich sei auch die Tatsache, dass sich 

die Marktgemeinde weigere, ein bis zwei Objekte am Hilfberg an die Wasserversorgung der 

Marktgemeinde anschließen zu lassen; im Gegenzug wäre Tiefgraben bereit, den Bereich beim FF-

Haus Tiefgraben, der jetzt von Mondsee beliefert wird, ans eigene Netz anzuschließen. Ungeachtet 

dessen läuft die Umsetzung des Vorhabens, das Überwasser der WG Schlössl für die Sicherstellung 

der Wasserversorgung in Tiefgraben zu nutzen. 

• Spielplatz Mondseeberg: Im Frühjahr 2023 habe die Gemeinde Tiefgraben ein Ansuchen um 

Verpachtung einer Fläche am Mondseeberg zur Errichtung eines Spielplatzes an die MG Mondsee 

gerichtet; trotz mündlicher Nachfrage sei bislang keine aufschlussreiche Reaktion eingelangt. 

• VS TiLo: Im Schuljahr 2025/26 sprengt die Zahl der Schulanfänger (77) die vorhandenen 

Raumkapazitäten; die Nachbargemeinde Zell am Moos könnte bis zu 20 Schulanfänger 

aufnehmen, sofern sich die Erziehungsberechtigten zu einer Umschulung bereit erklären. 

 

23) Berichte der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss – Obmann GR Mag. Harald Haider berichtet, dass in der Sitzung am 17.6. Belege 

geprüft wurden und die digitale Form der Gebarungsprüfung präsentiert wurde. Auch habe sich der 

Ausschuss mit einem Antrag betreffend Kostenexplosion beim Kindergarten- und Krabbelstubenbau 

auseinandersetzen müssen. Der Antrag sei letztlich zurückgezogen worden. Er appelliere an die 

Fraktionen, persönliche Feindseligkeiten außen vor zu lassen. GR Andreas Machatschek begründet 

die Zurückziehung des Antrages damit, dass es in der Kürze der Zeit nicht möglich war, Unterlagen 

zu sichten. 
 

Bau-, Planungs-, Wirtschafts- und Tourismusausschuss – Obmann GR Hubert Ehrschwendtner 

verweist auf die heute behandelten Tagesordnungspunkte. Weiters habe in der Sitzung am 26.3. eine 

Präsentation des Autohauses Reiser stattgefunden; das Autohaus will expandieren und dazu ehest 

möglich ca. 3.000 m² Grund von der Gemeinde erwerben. Ehrschwendtner verweist darauf, dass das 

Gemeinde-Grundstück auch als Standort für das neue gemeinsame Feuerwehrhaus von Hof und 

Guggenberg auserkoren ist; vor einem Verkauf an Reiser müsse jedoch klar sein, wie viel Grund die 

beiden Feuerwehren für ihr neues Gebäude benötigen. Bgm. Johann Dittlbacher hält dazu fest, dass 

am 11.7. ein Termin mit Vertretern der Feuerwehren und des Landesfeuerwehrkommandos 

anberaumt ist, um diese Frage zu klären. 

Beschäftigt habe sich der Ausschuss auch mit einem Widmungsansuchen visavis des Autohauses 

Reiser. 
 

Straßen- und Mobilitätsausschuss – keine Sitzung 
 

Bildungsausschuss (Kindergarten, Schule, Sport und Kultur) – Obmann GV Karl Lackner 

verweist auf die heute behandelten Tagesordnungspunkte. 
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Sozialausschuss (Jugend, Familien, Senioren, Integration und Gesundheit) – Obmann GR 

Andreas Putz teilt mit, dass in der Sitzung am 13.6. folgende Themen behandelt wurden: Neustart bei  

der GWA (Gemeinwesenorientierte Jugendarbeit im Mondseeland); Erweiterung des Spielplatzes Am 

Schlössl (Ballspielplatz); Projekt „Allfred“ 
 

Umwelt-, Energie-, Wasser- und Kanalausschuss – Obfrau GR Mag. Susanne Mayr-Daringer 

informiert über folgende in der jüngsten Sitzung behandelte Punkte:  

- Konsumgesellschaft und ihre Auswüchse 

- Repair-Café 

- Reparaturbonus 

- Tauschmärkte 

- Erneuerbare Energiegemeinschaft 

- Vorstellung GPS-Vermessungsgerät 

- Sträucheraktion im Rahmen der Bienenfreundlichen Gemeinde 

- Wasserkraftwerk Kasten: die Gemeinde hat zu entscheiden, ob Rückbau oder Revitalisierung 

- Renaturierungsgesetz 

 

24) Allfälliges 

• Anzahl GR-Sitzungen: GV Karl Lackner spricht sich angesichts der Dauer und des Umfangs der 

heutigen Sitzung dafür aus, allenfalls einen weiteren Termin einzuschieben. 

• Mondseeland-Archiv: GR Wilma Taubenberger-Schiwietz informiert über die Führung des 

Bildungsausschusses im Mondseeland-Archiv und lobt das Engagement des ehrenamtlichen 

Teams; die Mitarbeiter und die gelagerten Dokumente würden sich ein zentrales Archiv verdienen, 

so Taubenberger-Schiwietz. 

• Kreuzung B 154/Kasten: GR Hubert Ehrschwendtner fragt, ob der Mündungsbereich des 

Güterweges noch umgestaltet werden oder nicht, nachdem zunächst eine Verkehrsinsel errichtet, 

diese dann aber wieder entfernt wurde. Bgm. Johann Dittlbacher teilt dazu mit, dass die Insel auf 

sein Betreiben hin wieder entfernt wurde. Ausständig sei noch die Bodenmarkierung. 

• Plakatwand: Visavis des ehemaligen Gasthofes Kastenwirt fristet eine alte Info-Tafel ihr Dasein; 

GR Hubert Ehrschwendtner ersucht um Entfernung. 

• Wasserversorgung: GR DI Gerhard Sperr fragt, wann das Vorhaben Erweiterung 

Wasserversorgung (Nutzung des Überwassers der WG Schlössl) startet. Amtsleiter Mag. Günter 

Schardl antwortet, der Wasserrechtsbescheid liege vor, derzeit werde die Ausschreibung 

vorbereitet. Ein Start Ende September sei lt. Projektant denkbar. 

• Wasserkraftwerk Kasten: GV Marianne Haider berichtet vom gemeinsamen Lokalaugenschein 

mit einer HTL; sollte die Schule in das Projekt integriert werden, könne man höhere Förderungen 

abrufen. Bürgermeister Johann Dittlbacher sagt, es müsse erst geprüft werden, was die Sanierung 

des Kraftwerkes koste und sich die Investition lohne. 

• Beleuchtung: GR Hubert Ehrschwendtner berichtet, dass beim Kreisverkehr Lagerhaus bzw. beim 

Übergang Polizei (jew. B 154) einige Leuchten defekt sind. 
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25) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 21.3.2024 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 21.3.2024 (2/2024) zum Punkt 11./Allfälliges eine Einwendung von GR Mag. 

Harald Haider vom 31.5.2024 folgenden Inhalts eingebracht wurde: 

 

Die Darstellung   

Anzahl Ausschusssitzungen: GV Johann Maier erkundigt sich, ob es gesetzliche Vorschriften für die 

Anzahl der jährlichen Ausschusssitzungen gebe; diese hätten zumindest jedes Quartal stattzufinden, 

also vier Mal pro Jahr, beim Prüfungsausschuss sei eine fünfte Sitzung zur ausschließlichen 

Behandlung des Rechnungsabschlusses zwingend vorgeschrieben, informiert Amtsleiter Mag. Günter 

Schardl. GV Maier bemängelt, dass der Prüfungsausschuss im Vorjahr nur vier statt der 

vorgeschriebenen fünf Sitzungen abgehalten habe. 

 

soll durch folgende Darstellung ersetzt werden: 

Anzahl Ausschusssitzungen: GV Johann Maier erkundigt sich, ob es gesetzliche Vorschriften für die 

Anzahl der jährlichen Ausschusssitzungen gebe; diese hätten zumindest jedes Quartal stattzufinden, 

also vier Mal pro Jahr, beim Prüfungsausschuss sei eine fünfte Sitzung zur ausschließlichen 

Behandlung des Rechnungsabschlusses zwingend vorgeschrieben, informiert Amtsleiter Mag. Günter 

Schardl. GV Maier bemängelt, dass der Prüfungsausschuss im Vorjahr nur vier statt der 

vorgeschriebenen fünf Sitzungen abgehalten habe. 

GR Winkler stellt dazu fest, dass die Gründe für das Auslassen einer PA-Sitzung bereits mehrfach vom 

PA-Obmann erklärt wurden. Demnach lag zwischen der vorletzten und letzten Sitzung des PA ein sehr 

kurzer Zeitraum, in dem sich keine Tagesordnungspunkte ergeben haben, die eine Einberufung des 

PA als sinnvoll gerechtfertigt hätten. Weder waren genügend Belege für eine Gebarungsprüfung 

angefallen, noch stand für die Vorbereitung anderer Prüfungsthemen ausreichend Zeit zur Verfügung. 

Der PA-Obmann hat darum in eigener Verantwortung beschlossen, diese eine Sitzung auszusetzen und 

bei Notwendigkeit nachzuholen.  

GV Marianne Haider erinnert in diesem Zusammenhang GV Johann Maier daran, dass dieser in der 

Periode (2015 – 2021) Obmann des Umweltausschusses gewesen sei und folgende Sitzungen nicht 

abgehalten worden seien: 2015/16, 2016/17, 2017/18 und 2018/19 je eine Sitzung, 2019/20 zwei 

Sitzungen, 2020/21 drei Sitzungen. 

Bgm. Johann Dittlbacher stellt den Antrag, der Einwendung stattzugeben. 

Beschuss: 21 Jastimmen (Bgm. Dittlbacher, Vizebgm. DI Pfeffer, GV Lackner, GR Winkler, GR 

Parhammer, GR Wieneroither, GR DI Sperr, GR Taubenberger-Schiwietz, GR Landauer, GR 

Schwaighofer, GR Pöllmann, Ersatz-GR Traschwandtner, GV M. Haider, GR Stabauer, GR Mag. H. Haider, 

GR Putz, GR Maletzky, GR Mag. Dr. Löberbauer-Purer, Ersatz-GR Mag. Kogler, GR Mag. Mayr-Daringer, 

GR Ing. Widlroither); 2 Gegenstimmen (GV Maier, GR Machatschek); GR Ehrschwendtner während der 

Abstimmung nicht im Saal anwesend..  

  

Ende: 23.35 Uhr 

  



 

Der Bürgermeister:                   Der Schriftführer: 

 

 

 

 

 

(Johann Dittlbacher)                  (VB Hubert Daxner) 

 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde an die Fraktionsobleute am ________________ 

abgeschickt. 

Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne Einwendungen 

genehmigt. 

 

 

Protokollfertiger:  

 

ÖVP:  
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Die GRÜNEN: 

 

 
FPÖ:   

 


